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Bei
den “Querdenker”-Demos kommen aktuell so viele Leute auf die
Straße wie sogar die Rassist_Innen von Pegida selbst zu ihren
Hochzeiten nur hätten träumen können. Dabei handelt es sich zwar
keineswegs um eine einheitliche Masse aus knallharten Faschist_Innen,
aber es gibt doch ein ideologisches Dach, unter dem alle diese
verschiedenen Leute (auf eine infektionspolitisch nicht vertretbare
Nähe) zusammenkommen: Es handelt sich um (mal mehr und mal weniger)
wilde Theorien darüber wie mystische Kräfte oder Personen die
Geschicke der Welt lenken und sie gegen den “kleinen Mann”
lenken, der sein einfaches Leben unterhalten will. Wir nennen diese
Verschwörungsideologien.

Woran glaubt ein_e
Verschwörungsideolog_In?

Typischer
Weise richten sie sich gegen tatsächlich relativ einflussreiche
Personen wie Konzernchefs (Bill Gates) oder Regierungsangehörige
(Merkel, Obama) aber es gibt auch weitaus phantastischere Ziele
(Echsen, außer- oder überirdische Wesen) und offen rassistische
(Juden und Jüdinnen, Geflüchtete). In den einzelnen Theorien sind
dann diese verschiedenen Feindbilder oft miteinander kombiniert und
verflochten wie z.B. im Fall von antisemitischen Verleumdungen des
George Soros (ein Investor jüdischer Abstammung, der sein Vermögen
auch für Bildungs- und bürgerrechtliche Zwecke einsetzt) oder wenn
behauptet wird Bill Gates (eigentlich ein getarntes Echsenwesen)
stehe hinter der Coronapandemie, um damit Geld in die Taschen der
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Pharmakonzerne zu lenken, an denen er beteiligt ist. So absurd und
lächerlich diese Theorien einstweilen wirken, so real sind aber
offenbar doch ihre Auswirkungen und Hintergründe, dafür sind die
Mobilisierungen in Berlin nur der aktuellste von vielen Belegen.
Schon der Hitlerfaschismus verband seinen Antikommunismus mit
antisemitischen Motiven, wenn er die Gefahr einer
“bolschewistisch-jüdischen Weltverschwörung” an die Wand malte
und hatte am Ende den unfassbaren Terror von Zweitem Weltkrieg und
Shoah zur Folge. Wir wollen also in diesem Text das Phänomen ein
wenig analysieren.

Was
ist die ideologische Struktur der Verschwörungstheorien?

Auch
wenn Bebel sagte, Antisemitismus sei der “Sozialismus der dummen
Kerls”, beschränken Verschwörungsideologien sich nicht darauf
Hirngespinste “dummer” Menschen zu sein. Als Ausgangspunkt haben
sie tatsächlich oft eine reale Ungerechtigkeit der kapitalistischen
Verhältnisse, so z.B. die sich öffnende Schere zwischen Arm und
Reich, die Profitmacherei in der Pharmaindustrie, Arbeitslosigkeit
oder das zu Grunde gehen von kleinen Unternehmen. Jedoch bleiben sie
unfähig die systematischen Ursachen dieser Missstände in der
Struktur des Kapitalismus’ zu erkennen. Stattdessen greifen sie zu
vereinfachten Modellen, die allerdings jene mystischen Elemente
benötigen, um eine lückenlose “Argumentation” bilden zu können.
Wenn beispielsweise nicht erkannt wird, dass die kapitalistische
Konkurrenz die Kapitalist_Innenklasse dazu zwingt, ihre Profite immer
weiter zu maximieren oder unterzugehen, dann muss das Verhalten der
Konzerne in dem bösartigen Charakter liegen, den gewisse Personen
haben sollen, die für diese Konzerne verantwortlich gemacht werden.
Oder eben darin, dass diese Personen von Echsen kontrolliert werden
usw. usf. Dies ist auch oft ein Punkt, an dem Antisemitismus Einzug
erhält in jene Ideologien, da das Bild vom “gierigen Juden”, der
für seine eigenen Ziele bereit ist “die ganze Gemeinschaft” zu



betrügen, schon seit vielen hundert Jahren genutzt wird, um die
verschiedenen Formen des Judenhass’ zu begründen, die über die
Geschichte aufgetreten sind. So auch die Nationalsozialist_Innen, die
unterschieden zwischen einem “schaffenden” Kapital und einem
(jüdischen) “raffenden” Kapital, das für die kapitalistischen
Missstände wie Arbeitslosigkeit und insbesondere die
Weltwirtschaftskrise Ende der 20er verantwortlich sei. Seitdem sind
Wirtschaftskrisen, die die kapitalistischen Widersprüche auf die
Spitze treiben, immer wieder ein fruchtbarer Nährboden für
Verschwörungsideologien gewesen, der seine Wirksamkeit besonders
dann entfalten kann, wenn durch Schwäche und Niederlagen der Linken
Raum dafür gemacht wird (Was hat eigentlich die Linkspartei zum
Coronamanagement der Bundesregierung zu sagen?).

Es
sei an sich durchaus möglich, so ist das Fazit dieser Theorien, ein
gutes Leben im Kapitalismus zu führen, wenn nicht gewisse böse
Elemente vorhanden wären, die dem immer wieder entgegen wirken,
entweder durch Zersetzung von innen oder Fernsteuerung von außen.
Demnach ist die logische Konsequenz auch nie der vollständige
Umsturz des kapitalistischen Systems, sondern immer nur die
Beseitigung dieses oder jenes spezifischen Phänomens, das für alles
Übel verantwortlich sei, wie einzelne Kapitalist_Innen, die Jüdinnen
und Juden oder Geflüchteten. Um das zu erreichen werden Appelle an
den Staat gerichtet (z.B. Merkel und Spahn sollen vor Gericht) und im
schlimmsten Fall wird zu „Selbstjustiz“ gegriffen wie bei
dem Anschlag in Halle.

Welches
Sein steht hinter diesem falschen Bewusstsein?

Als
Marxist_Innen spielen für uns jedoch nicht nur die ideologischen
Merkmale einer Bewegung eine Rolle, sondern vor allem auch die Frage,
wer vertritt diese Ideologie und in welchem Zusammenhang steht sie zu
den materiellen Verhältnissen, mit einem Wort was ist ihr



Klassencharakter? Zwar ist die Soziologie der “Hygienedemos” noch
wenig erforscht, allerdings zeichnet sich eine Tendenz ab, die auch
bei NSDAP und gewissen Teilen der AfD zu beobachten ist. Neben
besonders prekarisierten Teilen der Arbeiter_Innenklasse wird der
hauptsächliche Anteil durch das Kleinbürger_Innentum ausgemacht,
also z.B. Besitzer_Innen von kleinen Läden oder Betrieben aber auch
Selbstständige im Handwerk, in der Gastro- oder Kulturbranche. Das
Kleinbürger_Innentum steht im Kapitalismus zwischen den Fronten der
beiden Hauptklassen Bourgeoisie und Proletariat. Es kann daher auch
kein konsistentes Klasseninteresse entwickeln, sondern schwankt
vielmehr die ganze Zeit zwischen den beiden Polen von Bourgeoisie und
Proletariat. Wenn sich ihm auch immer wieder kleine Nischen öffnen,
in die das große Kapital (noch) nicht vorgedrungen ist (Beispiele
sind bei Start-Ups oder im Dienstleistungssektor zu finden), so ist
es doch der Konkurrenz eines großen Konzerns niemals gewachsen.
Insbesondere in Krisenzeiten ist es anfällig, es fehlen ihm
Verteidigungsmittel wie Rücklagen und viele werden zerrieben und in
das Proletariat hinabgedrückt.

Möglich
ist dann, dass Teile von ihm sich der Arbeiter_Innenbewegung
anschließen, die gegen die Abwälzung der Krisenkosten auf die
Bevölkerung ankämpft. Da das Kleinbürger_Innentum nämlich nicht
nicht nur Produktionsmittel besitzt, sondern sich gleichzeitig auch
selber ausbeuten muss, kann ihre Situation nur so positiv aufgelöst
werden. Aber diese Möglichkeit besteht natürlich auch nur, falls so
eine Bewegung überhaupt existiert und es schafft ein revolutionäres
Programm aufzuwerfen. Andernfalls können daraus große reaktionäre
Bewegungen werden, die gefährlich sind für die Arbeiter_Innenklasse
und alle anderen unterdrückten Gruppen.

Keinen
Boden, keine Straße den Rechten!

Als
Revolutionär_Innen ist es also unsere Aufgabe für die Entstehung



jener linken Bewegung einzutreten. Wir müssen die Gewerkschaften und
Arbeiter_Innenparteien unter Druck setzen, dass sie linke Antworten
auf die Angriffe der Herrschenden formulieren und für diese auf die
Straße gehen sollen, anstatt sich klein zu machen und die Interessen
der eigenen Basis zum Teilbedürfnis der Konzerne zu pervertieren,
wie es die IG Metall vormacht, wenn sie sich für die unsägliche
Abwrackprämie einsetzt.

Jenen
Verschwörungsideologien muss aber eine Bewegung der
Arbeiter_Innenklasse eine unmissverständliche Absage erteilen. Den
Rechten und Verwirrten sollten wir jetzt vor allem keinen Raum auf
der Straße lassen. Blockieren wir sie, wo sie mobilisieren und bauen
wir dabei eine Gegenbewegung auf, die die Fragen der Krise von links
beantwortet!

Das Querfront-Virus
Markus Lehner/Wilhelm Schulz: Gastbeitrag der Gruppe ArbeiterInnenmacht
vom 12. Mai 2020

Als Mitte März in Deutschland die Lockdown-Maßnahmen gegen die
Ausbreitung des Corona-Virus begannen, schien zumindest die
Notwendigkeit von Kontakteinschränkungen als zentrales Mittel zur
Pandemiebekämpfung allgemein akzeptiert. Ebenso, dass so schnell wie
möglich ein Impfstoff gefunden werden muss, um zur „Normalität“
zurückzukehren. Die hohe Geschwindigkeit der Ausbreitung und die
Erfahrung mit dem zusammenbrechenden Gesundheitssystem in Ländern wie
Italien machten deutlich, dass es dringend Handlungsbedarf gab. Sie
enthüllte auch, wie lange die Regierungen praktisch aller Staaten die
Gefahr einer Pandemie verharmlost hatten.
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Dennoch kam es schon wenige Tage nach den ersten Einschränkungen zu
Protestaktionen einer zunächst belächelten Gruppierung von
„GrundgesetzschützerInnen“. Inzwischen hat sich diese zu einer neuen
populistischen, rechten Welle ausgeweitet und präsentiert sich als
angeblich radikale Opposition zu den „Eliten“. Dabei greift sie zwar
reale Befürchtungen auf, zum Opfer einer globalen Wirtschaftskrise zu
werden, und artikuliert auch Kritik an den Einschränkungen
demokratischer Rechte – aber sie tut dies, indem sie dies mit einer
wilden Mischung aus Populismus, rechter Ideologie, Verschwörungstheorie
und irrationalistischer Leugnung der Gefahr des Corona-Virus verknüpft.

Auch wenn einige InitiatorInnen der Proteste ursprünglich aus Teilen
der politischen Linken kamen, so wurde diese bei den Aktionen innerhalb
kurzer Zeit marginalisiert. Wie die Demonstration am Berliner
Alexanderplatz am 8. Mai z. B. zeigte, wurden einstige InitiatorInnen,
die sich verspätet und mit einer gewissen Verzweiflung gegen
Nazi-Präsenz aussprachen, von ihren rechten AnhängerInnen mit Rufen wie
„Volksverräter“ und „Spalter“ angegangen. Diese „Linken“ wirken wie
politische Zauberlehrlinge, die nun die Geister nicht mehr loswerden,
die sie riefen –, und die zu allem Überdruss in der Regel weiter die
Rolle von Rechten, PopulistInnen und VerschwörungstheoretikerInnen
verharmlosen.

Die Zauberlehrlinge
Einer der ersten Initiatoren des Protestes vor der Berliner
Volksbühne am Rosa-Luxemburg-Platz war der ehemalige TAZ-Journalist
Anselm Lenz,  der  am 21.  März  in  einer  Kolumne  der  Online-Zeitschrift
„Rubikon“
eben zum Widerstand gegen das „Notstandsregime“ aufrief. Wenig später
war er dann auch nicht mehr TAZ-Redakteur – und auch die „Junge Welt“,
für die er zuvor manchmal geschrieben hatte, distanzierte sich von ihm.
Zwischen 2016 und 2018 befasste er sich regelmäßig in den Feuilletons
mit der Lage an der Volksbühne, die in dem Zeitraum kurzzeitig besetzt
wurde, damals gegen die neue Intendanz von Chris Dercon. Neben der
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Kritik an der Notwendigkeit einer hierarchischen Figur einer
Theaterintendanz wurde auch dem vorherigen Intendanten Frank Castorf
nachgetrauert. Auch letzterer wünscht sich einen „republikanischen
Widerstand“ (Berliner Zeitung, 29.4.). Inzwischen distanzieren sich die
ehemaligen VolksbühnebesetzerInnen vonbeiden.

Das Online-Magazin „Rubikon“, mit dem von den „Nachdenkseiten“
her bekannten Jens Wernicke an der Spitze, hat sich überhaupt zum
„linken“ Sprachrohr derjenigen gemacht, die eine angebliche
„Medieninszenierung“ entdeckt haben wollen, die eine Panik hervorrufe,
auf deren Grundlage unsere Grundrechte angegriffen würden. Wir vertreten
nicht die jetzt allgemein verbreitete Qualifizierung, dass dieses
Magazin an sich schon eine „Querfront“ sei. Immerhin finden sich in den
Artikeln klare Positionierungen gegen AfD, Nazis und
rassistische/ausländerInnenfeindliche Migrationspolitik. Andererseits
führt seine nebulöse Hauptlinie gegen „Neoliberalismus“ und die
allgemeine „Gleichschaltung der Medien“ zu einer Form der Kritik am
„tiefen Staat“ und an der „Lügenpresse“, die sich offenbar leicht mit
rechten Verschwörungstheorien in Verbindung bringen lässt – und damit
tatsächliche Querfronten befördert.

Auch die „Nachdenkseiten“, mit dem alten SPD-„Linken“ Albrecht
Müller, haben sich inzwischen in den Kanon des Kampfes gegen die
„Medieninszenierung“ eingereiht – eine Verkürzung, die in ihrem
Ursprungskampf gegen die Hartz-IV-Angriffe und die „Reformlüge“ noch
eine fortschrittliche Richtung aufwies. Ironischer Weise wurde auch von
Müller lange Zeit ausgerechnet Russland als Vorbild angeführt, wie eine
vernünftige Regierung sich nicht von der Interessen geleiteten
Panikmache beeinflussen lassen könne. Die Ausbreitung des Virus und die
Politik des russischen Regimes haben dieses Märchen schnell mit der
Realität konfrontiert. Umso schlimmer, dass an den lieb gewonnenen
Einbildungen festgehalten wird.

Zu letzterem passt, dass „Russia Today“ (RT) zu den eifrigsten
BerichterstatterInnen des „deutschen Widerstandes“ zählt und der für
dieses Medium arbeitende Journalist Ulrich Gellermann durch besonders
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scharfe Kritik an der „Virus-Diktatur“ auffiel (siehe z. B. „In Zeiten
der Virus Diktatur“, NRHZ). Natürlich wird von Gellermann „bewiesen“,
dass RT zu den letzten VerteidigerInnen der Meinungsfreiheit in
Deutschland gehöre und im Zusammenhang mit Berichten über die RT-Hetze
die Russland-Feindschaft der deutschen Leitmedien deutlich würde. Die
reaktionäre Seite der RT-Berichterstattung, die z. B. in der
„Flüchtlingskrise“ deutlich wurde, als sie Rechten eine Plattform für
ihre Hetze bot, wird geflissentlich übergangen oder verharmlost.

Interessant auch, dass verschiedene Teile der „Friedensbewegung“ und
auch der „Freidenker“, für die Russland weiterhin ein Hort des Friedens
und Fortschritts zu sein scheint, in Gellermann auch in der Corona-Frage
wieder ihren Sprecher gefunden zu haben scheinen.

Dass diese VerteidigerInnen der „Demokratie“ ausgerechnet in einem
Sender des russischen, imperialistischen Staates einen veritablen
Verbündeten ausmachen, ist kein Zufall. Es verweist vielmehr auf eine
analytische und politische Fehleinschätzung, die sie und auch Teile der
Friedensbewegung offen für Querfronten macht. In ihren Augen
kennzeichnet die Weltlage eine fortgesetzte Blockkonfrontation zwischen
einem aggressiven westlichen Imperialismus unter US-Führung mit einem
„fortschrittlichen“ Lager um China und Russland. Der imperialistische
Charakter dieser beiden Staaten wird ebenso vehement bestritten wie die
Gegensätze  zwischen  den  USA  und  den  führenden  EU-Mächten.  Hinter
dieser
angeblichen Hauptachse der Weltlage erscheinen alle, die sich gegen die
wirkliche oder auch vermeintliche Dominanz von US-Kapitalen und ihren
deutschen und anderen europäischen Vasallen wehren, als mögliche
Verbündete im „Freiheits- und Friedenskampf“.

Ken Jebsen
Von oben angeführter bunter Ansammlung aus LinksreformistInnen,
AltstalinistInnen oder kleinbürgerlichen SelbstdarstellerInnen sind
eindeutig rechts stehende Figuren wie der Blogger und
Ex-Rundfunkjournalist Ken Jebsen zu unterscheiden. Seinen Radio-Job



verlor er wegen allzu offensichtlicher Verbreitung von
Verschwörungstheorien. Auch wenn er sich anfangs als „demokratisch“ und
vermeintlich links gerierte, so hatte sich Ken Jebsen spätestens seit
der rassistischen Hetzjagd auf MigrantInnen in Chemnitz rechts
positioniert. In einem ersten Beitrag hatte er rassistische Mobs noch
verurteilt, doch nach einem Shitstorm seiner rechten HörerInnen
entschuldigte er sich für diesen. Schon davor bot er dem AfD-Politiker
Christian Blex, dem marktradikalen Hayek-Anhänger Markus Krall, der
schon mal forderte, den Armen das Wahlrecht zu entziehen, und
EIKE-KlimaleugnerInnen (Europäisches Institut für Klima & Energie)
auf seinem Kanal eine Bühne.

Nunmehr ist sein YouTube-Kanal KenFM so etwas wie das inoffizielle
Zentralorgan für deutsche VerschwörungstheoretikerInnen geworden: allein
im April schoss seine Abonnentenzahl um 75.000 auf an die 450.000 in
die Höhe. Dabei verbreitet er nicht nur, dass die „Corona-Hysterie“
fabriziert werde, um einen lang vorbereiteten Angriff auf unsere
Grundrechte durchzuführen (seine AnhängerInnen treten jetzt meist mit
Hochhalten des Grundgesetzes in Erscheinung). Besonders vehement legt er
inzwischen dar, dass die WHO praktisch von Bill und Melinda Gates und
ihren MitkapitalistInnen übernommen worden wäre, um mithilfe der
Medienpanik einen Impfzwang für ihre Pharmaprodukte zu erreichen. Ob
dies dann nur wegen der Profitinteressen oder aus anderen Gründen (hier
fällt auch das Schlagwort „Euthanasie“) geschieht, erschließt sich
wahrscheinlich nur den VerschwörungsexpertInnen.

Diese „Theorie“ hat inzwischen die noch idiotischere Erklärung von
der Verursachung von Corona durch 5G-Sendemasten abgelöst.  Hier war
doch
zu offensichtlich, dass das 5G-Mobilfunknetz auf einem Frequenzbereich
arbeitet, der früher beim antennengebundenen Fernsehen üblich war. Wie
viele Epidemien oder Gedankenwellenexperimente haben wir da wohl
verpasst?

Das Beispiel Jebsens und seine Rolle verdeutlichen freilich, dass wir
es mit dem Auftritt von Rechten bis zu AfD und NPD nicht mit einem



Zufallsprodukt zu tun haben, sondern sich ein solches „Netzwerk“ längst
vor den Protesten entwickelt hat. Die Übernahme und Dominanz der
Aktionen durch das rechte Spektrum war kein Zufall, sondern im Voraus
absehbar und entsprach der bestenfalls populistischen Stoßrichtung der
AkteurInnen, die nur zu bereitwillig den rechteren, radikaleren
Populismus eines Jebsen und anderer scheinbar „unabhängiger“ Rechter
aufgriffen.

Der zunächst kleine Protest dieser GrundgesetzschützerInnen und
VerschwörungstheoretikerInnen traf aber im Lauf des Aprils offenbar auf
ein tatsächliches Bedürfnis. Die Auswirkungen des Lockdowns waren für
viele Menschen schwerwiegend: ob sie um ihren Arbeitsplatz fürchten, ihr
kleines Geschäft schließen mussten oder ob sie ganz einfach mit der
Betreuung der Schul- oder Kita-Kinder allein gelassen sind. Nachdem die
Ausdehnung des Lockdowns immer unabsehbarer wurde, wuchsen natürlich
auch Zweifel. Trotz ausführlicher Berichterstattung in den Medien waren
plötzlich auch wieder die „Alternativquellen“ in den Tiefen des Netzes
begehrt (wie schon bei den diversen „Flüchtlings“/„Islamismus“-Krisen).
Da diesmal sowohl Linkspartei als auch AfD zunächst der Linie des
Lockdowns folgten, wurden genannte Plattformen zu einem Anziehungspunkt
für alle möglichen an der Situation Verzweifelten bzw. Zweifelnden. Dazu
fanden sich dann für die „alternativen Meinungen“ auch die notwendigen
„ExpertInnen“, die die Wissenschaftlichkeit der Erklärungen vom
Robert-Koch-Institut (RKI) oder anderen etablierten VirologInnen in
Frage stellten.

Wissenschaftsfeindlichkeit  und
Irrationalismus
Eine wichtige Rolle spielte dabei der Arzt und ehemalige
SPD-Abgeordnete Wolfgang Wodarg, dessen Äußerungen als zentraler Beleg
für „wissenschaftliche Zweifel“ an der „Panikmache“ fungieren. Seine
Interviews, z. B. mit KenFM, erzielen Rekordwerte an Reichweite.
Tatsächlich ist der inhaltliche Gehalt seiner „Kritik“ dürftig. Seine
Behauptung, dass „das Corona-Virus“ schon lange bekannt gewesen wäre



und
nur durch die Testverfahren jetzt aufgefallen sei, ist sogar blanker
Unsinn. Einerseits sind natürlich Corona-Viren als „Erkältungsviren“
bzw. im Zusammenhang mit der ersten SARS-Epidemie lange bekannt. Dass
aber das in Wuhan aufgetretene neue Virus ohne die Tests nicht
aufgefallen wäre, ist schon erstaunlich angesichts der offensichtlichen
Übersterblichkeit (also der statistisch eindeutigen, mehrere
Größenordnungen überschreitenden Todeszahlen gegenüber „normalen“ im
selben Zeitraum) erst in China, dann in Italien und schließlich auf der
ganzen Welt. Die Vergleiche mit „normalen Grippewellen“ sind angesichts
der weltweiten Todeszahlen und der fehlenden Impfstoffe (gegenüber den
diesjährigen Grippeviren) auch inzwischen nur noch lächerlich.

Peinlich wurde es, als er den EntwicklerInnen des heute gängigen
Tests vorwarf, die notwendigen Verfahren nicht eingehalten zu haben, und
gar nicht klar sei, ob die als infiziert gemeldeten Personen
tatsächlich an dem zu Covid-19 führenden Virusstamm erkrankt seien. Dumm
nur, dass die Verfahren zur Testgewinnung vollkommen transparent ins
Netz gestellt wurden und von keinem/r der überprüfenden VirologInnen
ernsthafte Zweifel an der Gültigkeit geäußert wurden. So könnte man noch
lange fortfahren – und in den Erklär-Videos von Harald Lesch bis zu den
fast täglichen Daten, die Christian Drosten per Twitter liefert, können
detailliert die Widerlegungen dieser Falschdarstellungen nachgelesen
werden.

Ähnlich wie bei den LeugnerInnen des menschengemachten Klimawandels
wird dies jedoch keine/n der „Corona-SkeptikerInnen“ überzeugen – diese
WissenschaftlerInnen gehören ja zur „Medienverschwörung“. Wichtig ist
ihnen nur, „ihren Experten“ vorweisen zu können. In seinem Gefolge
tummeln sich dann etliche Hobby-ExpertInnen, die statistisch
„nachweisen“, dass die Sterblichkeit an Corona vom RKI völlig falsch
dargestellt wird oder die Voraussagen alle so nicht eingetroffen seien,
dass die Sterblichkeit in Italien wegen irgendwelcher Umwelteinflüsse
besonders hoch sei etc.

Vor allem die verharmlosende Darstellung als eine „etwas stärkere



Grippewelle“ verkennt das Wesen und die Gefahr einer weltweiten
Epidemie, deren Ausbruch nicht verhindert werden konnte, völlig. Die
historischen Beispiele, wie die spanische Grippe, zeigen, wie schnell
Gesundheitssysteme zusammenbrechen können und die Infektion in Wellen
mehrfach um den ganzen Globus schwappen kann. Wenn es nicht gelingt, die
Infektionsrate und die Erkennung von Infektionsketten in den Griff zu
bekommen, also die Reproduktionsrate der „aktiv Infizierten“ nachhaltig
zu begrenzen, droht ein unkontrollierbarer Ausbruch mit exponentiellen
Wachstumsraten. Lässt sich der dann nicht auf ein bestimmtes Gebiet
beschränken, hilft nur ein Lockdown. Die statistischen und medizinischen
Gründe für Schutz- und Hygienemaßnahmen, die Notwendigkeit von
permanenten massenhaften Tests und der möglichst raschen Entwicklung
eines Impfschutzes sind rational nicht anzuzweifeln.

Die Argumentationen der weltweiten ExpertInnen auf diesem Gebiet
widersprechen sich hier nicht und sind jedem/jeder wissenschaftlich
halbwegs Gebildeten auch klar verständlich nachprüfbar. Im Gegenteil:
Die auf den wissenschaftlichen Plattformen veröffentlichten Ergebnisse
lassen vermuten, dass die Bedrohung durch die Pandemie sehr viel größer
ist, als dies PolitikerInnen und Medien hierzulande darstellen! Die
ökonomischen Interessen, die zur Abschwächung der Pandemiemaßnahmen
drängen, sind offensichtlich. Schon beim Anlaufen der Maßnahmen wurden
viele nicht lebensnotwendige Arbeitsprozesse fortgesetzt, trotz
eindeutiger Infektionsgefahr. Die Zustände auf den Schlachthöfen stellen
hier nur die Spitze des Eisbergs dar. Schul- und Kita-Schließungen
erfolgten viel zu spät, genauso wie sie jetzt überhastet wiedereröffnet
werden. Die Warnungen der VirologInnen wurden tatsächlich in der
Öffentlichkeit immer mehr in den Hintergrund gedrängt, während von
Politik und Medien ein Wiedereröffnungs-Hype betrieben wird.

Dazu passt die Episode der sogenannten „Heinsberg-Studie“. Abgesehen
davon, dass das politische Versagen rund um die Eindämmung des Ausbruchs
in diesem Landkreis tatsächlich untersucht werden muss, handelt es sich
bei dieser Studie nur um virologische Auswertungen des
Infektionsverlaufs. Darauf aufbauend wurden einige statistische Aussagen



zur möglichen tatsächlichen Zahl der Infizierten und zur
gruppenspezifischen Sterblichkeit gemacht. Aussagen über die viel
größere Zahl, die Corona bereits durchlaufen hätten, und die damit auch
viel geringere Sterblichkeit machten daraufhin die Runde – sowohl in den
Verschwörungstheorieblogs als auch bei den interessierten
PolitikerInnen des „Establishments“. Legendär der Auftritt des
NRW-Ministerpräsidenten Laschet bei der ersten Präsentation der Studie,
die zur reinen Propaganda für mehr Öffnungen wurde. Inzwischen wurde an
ihr scharfe Kritik in Bezug auf die unzureichende statistische Basis,
die fehlende Angabe von Varianzen und offensichtliche rechnerische
Ungenauigkeiten geübt (Spiegel, 7.5.). Die VerfasserInnen der Studie
betonten in ihrer Reaktion, dass sie für die falsche Interpretation
ihrer Ergebnisse nicht verantwortlich seien. Doch das Kind war da schon
in den Brunnen gefallen. Die Verbreitung der Ergebnisse der Studie in
dieser „Interpretation“ war hoch professionell von der Medienagentur
Storymachine GmbH, deren Hauptfinanzier der Allianzkonzern ist, genau so
betrieben worden. Ohne hier eine Gegenverschwörungstheorie erzählen zu
wollen – offensichtlich gab und gibt es auch in Bezug auf die
Verharmlosung der Gefahren eine starke Medienpolitik, die sich auf jeden
Fall auf klar erkennbare wirtschaftliche Interessen stützt. Das zeigt
sich auch darin, dass die rechten, kleinbürgerlichen und
unternehmerischen Parolen der „Querdenker“-Demos in Stuttgart auch von
den UnternehmerInnenverbänden aufgegriffen wurden, die dem Volk nicht
länger ihre Dienste und Waren vorenthalten wollen. Wer am Stuttgarter
Wasen eng für  die  Öffnung der Gastronomie und Läden zusammensteht,
rückt
auch leichter auf der Arbeit eng zusammen und mosert nicht wegen der
Nichteinhaltung „kleinlicher“ und kostspieliger Hygiene- und
Arbeitsschutzvorschriften.

Die verständliche Verzweiflung vieler Menschen über ihre Lage lässt
einige offenbar empfänglich werden für irrationale,
wissenschaftsfeindliche Verschwörungstheorien. Aus welchem Eck die
KritikerInnen der „Virus-Diktatur“ zunächst auch immer kamen – Ende
April nahm der Protest merklich an Fahrt auf und ging über die Blase im



Netz hinaus in höhere physische Beteiligung an Kundgebungen über.
Rechtzeitig bemerkte auch die organisierte Rechte, dass hier eine Chance
für den Protest gegen die „herrschenden Eliten“ zu ergreifen ist. Nicht
nur einzelne AfD-PolitikerInnen und Parteigliederungen schlossen sich
an. Auch organisierte Neo-Nazis, insbesondere die „Identitäre Bewegung“
riefen nun zur aktiven Beteiligung auf. Der Sprecher der Identitären,
Martin Sellner, ruft offen zur Unterstützung von „Widerstand 2020“ auf.
Auch wenn er nicht mit allem übereinstimmt, so hätte er interessante
Gespräche mit dem Sprecher von „Widerstand 2020“, dem Arzt,
Corona-Leugner und „Patrioten“ Bodo Schiffmann geführt. NPD- und
Pegida-Größen erscheinen auf den Kundgebungen der
„GrundgesetzschützerInnen“, die von alldem nichts bemerkt haben wollen.
Mehr und mehr wurden die Demos von rechten Vereinen wie z. B. „Zukunft
Heimat“ übernommen. Dass organisierte Rechte dann auch physisch zum
Angriff auf die „Lügenpresse“ übergehen, ist weiterer Ausdruck des
drohenden Eskalationspotentials.

Dass Martin Sellner, der Kopf der Identitären Bewegung, hier die
Möglichkeit sieht, eine breite Bewegung gegen die „herrschenden Eliten“
zu inszenieren und endlich ein massenhaftes Protestpotential zu
erreichen, ist nicht verwunderlich. Dass die erwähnten „Linken“ dies als
Nebenpunkt ihres an sich so berechtigten Protestes sehen und die
Hervorhebung der rechten Unterwanderung als weiteres Element der
„Medienmache“ abtun, diskreditiert sie allerdings nun vollständig. Die
Querfrontvorwürfe mögen für diese Milieus bisher überzogen gewesen sein –
davon kann jetzt keine Rede mehr sein.

Ein Blick in die Geschichte
Dazu auch noch einmal die Erinnerung an die verhängnisvolle
Geschichte der Querfront von Nazis und KommunistInnen in der Weimarer
Republik. Anders als es von interessierten Kreisen heute dargestellt
wird, handelte es sich hier nicht um ein zwangsläufiges Zusammengehen
von linken und rechten Demokratiefeinden. Es geht vor allem um zwei
Ereignisse: den Volksentscheid zum Sturz der preußischen Regierung 1931



und den Streik der Berliner Verkehrsbetriebe 1932. Ersterer wurde von
verschiedenen rechtsextremen Parteien als Angriff auf die letzte
SPD-Hochburg eingeleitet. Die KPD beschloss, für den Sturz der Regierung
zu stimmen, aber eine getrennte Kampagne für einen „roten
Volksentscheid“ zu führen. Beim Verkehrsbetriebe-Streik wiederum ließ
sie es zu, dass rechte Delegierte im Streikkomitee zusammen mit den
KPD-Delegierten die SPD-Mehrheit brachen, um den Streik zu ermöglichen.

In beiden Fällen handelte es sich nicht um eine organisatorische
Zusammenarbeit mit den Nazis (tatsächlich bekämpfte man sich auf der
Straße weiterhin blutig), sondern darum, „zufällig“ in derselben Aktion
auf derselben Seite zu stehen. Von der KPD-Führung wurde dies einerseits
als Element der „Einheitsfront von unten“ (die offenbar punktuell auch
ArbeiterInnen umfassen könne, die sich bei den Nazis verirrt hatten),
als auch damit begründet, dass die SPD als „sozialfaschistische“ Stütze
des Brüning-Regimes derzeit die Hauptfeindin sei.

Beides hat sich als verhängnisvolle Fehleinschätzung erwiesen.
Gestärkt wurden nur die Nazis, die sich so auch als KämpferInnen gegen
bürgerliches Establishment und die sozialdemokratischen VeräterInnen
präsentieren konnten. Noch viel folgenschwerer war, dass diese Politik
die sozialdemokratischen ArbeiterInnen in die Hände ihrer verräterischen
FührerInnen trieb und immer weniger von ihnen für eine Einheitsfront
gegen den Faschismus gewonnen werden konnten.

Charakter des Protests
Ob die ursprünglichen OrganisatorInnen des Corona-Protests es nun
wollten oder nicht: Dass sie in einer Reihe mit RechtsextremistInnen und
FaschistInnen stehen – die Tatsache, dass sie die Präsenz dieser
Elemente auf ihren Aktionen verharmlosen, selbst Scharnierfiguren wie
Ken Jebsen hofierten und nie für die Entfernung der Rechten eintraten,
verlieh ihrer Politik von Beginn an den Charakter einer Querfront. Doch
mit der Verschiebung des Kräfteverhältnisses auf den Demonstrationen,
mit dem immer stärkeren Einstieg der Rechten, kann eigentlich von einer
„Querfront“, von einem mehr oder minder organisierten Zusammenkommen



verschiedener Kräfte nicht mehr gesprochen werden. Diese „Linken“ sind
das geduldete Beiwerk, die nützlichen IdiotInnen rechter
Mobilisierungen, die von Rechtspopulismus bis zum Rechtsradikalismus
reichen.

Auch die Tatsache, dass jetzt viele „normale Menschen“, viele
„Betroffene“ da sind, die doch „nicht alles Nazis“ sein können, macht
die Sache nicht besser. Im Gegenteil – unter den gegebenen
Kräfteverhältnissen können solche Mobilisierungen nur in die Hände der
Rechten spielen. Es ist wichtig, das Potential für eine neue Stufe der
rechten Organisierung durch diese Bewegung zu verstehen. Gerade die
Verzweiflung über drohende ökonomische Folgen, speziell im
kleinbürgerlichen Bereich und unter den Mittelschichten, macht solche
Bewegungen um irrationale Verschwörungstheorien und kleinbürgerliche
Pseudo-Rebellion so gefährlich. Verkürzte Kapitalismuskritik (wen
wundert es, dass im Kapitalismus die großen Kapitale gestärkt aus Krisen
hervorgehen, während die kleinen untergehen), Verschwörungstheorien
über Mächte im Hintergrund, die einen an sich guten Staat und eine
Wirtschaft für die Fleißigen, in ein böses neo-liberales System mit
autoritärer Herrschaftsausübung umwandeln würden,etc. – dies führt
allerdings direkt auch in die ideologische Querfront und über diese nach
rechts. Von der Gates-Einmischung ist es strukturell nicht mehr weit
zur Entdeckung einer neuen jüdischen Weltverschwörung. Schon jetzt muss
man viele Elemente der Corona-SkeptikerInnen daher als strukturell
antisemitisch benennen. Das Aggressionspotential, das hier aufgebaut
wird, muss sich jedenfalls eine Feindgruppe suchen, von der die
Menschheit befreit wird, um die „Freiheit“ wiederherzustellen.

Es ist daher mehr als angebracht, sich entschieden gegen diese
rechten Mobilisierungen zu stellen. Aktionen wie „Reclaim
Rosa-Luxemburgplatz“, durch die die Hygienedemo ihres ursprünglichen
Protestplatzes beraubt wurde, sind daher ein erster richtiger Schritt.
Natürlich stehen Demonstrationen und Widerstandsaktionen heute immer
unter den besonderen Bedingungen der Corona-Gefahr und des
Gesundheitsschutzes. Auch die Konfrontation mit Nazis erscheint damit



als Widerspruch für diejenigen, die die Bedrohung durch die Pandemie
ernst nehmen. Es ist jedoch eine Frage der Abwägung, so wie politisches
Agieren immer mit Risiken verbunden ist. Wir müssen daher unsere
Antworten auf die Corona-Krise und den Kampf gegen die Einschränkung
demokratischer Rechte mit dem Aufstehen gegen rechts verbinden.

Die Anerkennung der realen Gesundheitsgefahr muss, ja darf keineswegs
mit einem „Schulterschluss“ mit Regierung und Unternehmen einhergehen.
Im Gegenteil: Die Kritik an der mit Corona betriebenen Politik ist mehr
als gerechtfertigt und dringend notwendig. Die überlasteten privaten
Gesundheitssysteme müssen unter ArbeiterInnenkontrolle verstaatlicht,
die medizinische Forschung zur Überwindung des Virus muss unter
gesellschaftliche Kontrolle gestellt, das Wiederanlaufen von
Arbeitsstätten, Kitas oder Schulen darf nicht der UnternehmerInnen- und
Regierungswillkür überlassen, der Kampf muss gegen alle Entlassungen,
für Fortzahlung der vollen Löhne und Transferleistungen für alle geführt
werden. Eine solche, wirksame und reale klassenkämpferische Politik
gegen Regierung und Kapital ist ohne Kapitalismuskritik und ohne
unzweideutige Abgrenzung gegen eine rechte Scheinopposition nicht
möglich.

Was ist Antisemitismus und wie
kann er bekämpft werden?
1. Gibt es heute überhaupt noch Antisemitismus?

AfD,  FPÖ,  andere  Rechtspopulist_innen  und  auch  viele  große  Zeitungen
sprechen oft  davon,  dass  es  einen neuen Antisemitismus in  Deutschland
gäbe,  der durch die vielen Geflüchteten wieder ins Land gekommen sei.
Abschiebungsforderungen und antimuslimischer Rassismus sollen getarnt als
ein angeblicher Kampf gegen „zugewanderten Antisemitismus“ (Wolfgang
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Schäuble) salonfähig gemacht und legitimiert werden. Tatsächlich beweisen
neuere Studien, dass es einen Anstieg antisemitischer Straftaten gibt. Die
Täter  waren  jedoch  in  den  meisten  Fällen  nicht  Migrant_innen  sondern
vorwiegend rechte Deutsche. Erinnert sei hierbei 2019 auf den Anschlag in
Halle, 2018 an die Angriffe auf ein jüdisches Restaurant in Chemnitz, an die
„Wer  Deutschland  liebt  ist  Antisemit“-Rufe  in  Dortmund,  als  auch  an
wiederholte Grabschändungen in jüdischen Friedhöfen oder Beleidigungen
und Bedrohungen auf offener Straße oder im Internet. Anstatt sich diesen
schrecklichen  Vorfällen  ernsthaft  entgegenzustellen,  wird  Antisemitismus
zum  Kampfbegriff,  um  „Integrationsprobleme“  zu  beschwören,
Entsolidarisierung  mit  Geflüchteten  zu  bewirken,  Repressionsmaßnahmen
wie Abschiebungen zu rechtfertigen und linke Organisationen zu diffamieren.
Opfer von rechter Gewalt werden so zu vermeintlichen Täter_innen gemacht.
Dadurch wird suggeriert, dass es keinen Antisemitismus mehr gäbe, wenn
man sich nur dem Islam, den Geflüchteten und der Palästina-Solidaritäts-
Bewegung  entledigen  würde.  In  welchem Land  der  Antisemitismus  zum
millionenfachen  Massenmord  an  Jüdinnen  und  Juden  führte,  dass  es  in
Deutschland  niemals  ein  Ende  des  Antisemitismus  gab  und  welche
ideologischen Kontinuitäten rechte Parteien bis heute davon mittragen, wird
somit  systematisch  verwischt.  Keine  Rede  ist  von  rechter  Esoterik  und
antisemitischen  Verschwörungstheorien,  wie  der  von  der  „geheimen
internationalen  Macht  jüdischer  Großunternehmer  wie  Soros,  den
Rothschilds  oder  Facebook-Gründer  Zuckerberg“  oder  den  angeblichen
mächtigen jüdischen Bankiers in den USA, die heimlich das Weltgeschehen
steuern. Keine Rede ist von Forderungen aus den Reihen der AfD nach einem
„Schlussstrich  mit  dem  Schuldkult“,  dem  „Denkmal  der  Schande“,  der
Forderung wieder „stolz zu sein auf die Leistungen deutscher Soldaten in
zwei Weltkriegen“ (Gauland 2018) oder der Bezeichnung der Nazi-Zeit als
einen  „Fliegenschiss“  (Gauland  2018)  gegenüber  der  ansonsten  so
großartigen deutschen Geschichte (die im Übrigen voll von antisemitischen
Pogromen ist). Um wieder „stolz auf Deutschland“ sein zu dürfen, wird die
historische Schuld abgewehrt, auf andere geschoben (häufig sogar auf die
Jüdinnen  und  Juden  selbst)  oder  die  Grausamkeiten  des  Holocausts
verharmlost. Im Fahrwasser eines internationalen Rechtsrucks konnten sich
antisemitische  Theorien  an  vielen  Orten  auf  der  Welt  wieder  aus  der



Mottenkiste  befreien.  Während  die  polnische  PiS-Partei  einen
fundamentalistisch-religiös  argumentierenden  Antisemitismus  vertritt,
bedient  Victor  Orbans  Fidesz-Partei  klassische  antisemitische
Verschwörungstheorien.  Die  ukrainische  Swoboda-Partei  kämpfte  im
„Euromaidan“ gegen eine von ihnen ausgemachte „jüdisch-russische Mafia“
und verehrt den Nazi-Kollaborateur und Kriegsverbrecher Stephan Bandera.
Wo solche Ideologien hinführen, mussten wir im Oktober 2018 in den USA
beobachten als ein faschistischer Terrorist in einem schrecklichen Blutbad in
einer  Synagoge  elf  Menschen  erschoss.  Indem der  Antisemitismusbegriff
jedoch  immer  weiter  allein  auf  Kritik  an  der  Politik  der  israelischen
Regierung  verengt  und  zum  Kampf  gegen  den  Is lam  und  die
Palästinasolidarität instrumentalisiert wird, geraten die Lebensrealitäten von
in Europa lebenden Jüdinnen und Juden, von Shoa-Überlebenden weltweit
und auch antisemitische Übergriffe in der Gesellschaft immer weiter aus dem
Fokus. Die eigentliche Gefahr hinter der neuen Welle von Antisemitismus im
Zuge des Rechtsruckes und auch der Zusammenhang zwischen deutschem
Nationalismus  und  Antisemitismus  werden  somit  verschleiert.  Um dieser
Gefahr ins Auge zu sehen und Antisemitismus heute erkennen, erklären und
bekämpfen zu können, wollen wir uns im Folgenden erst einmal angucken,
was  Antisemitismus  überhaupt  ist,  wie  er  entstanden  ist  und  wie  er
funktioniert. Ferner wollen wir diskutieren, inwiefern der Staat Israel ein
Schutzraum  gegenüber  Antisemitismus  sein  kann  und  was  andere
Strömungen  innerhalb  der  Linken  für  Konzepte  im  Kampf  gegen
Antisemitismus  anzubieten  haben.  Abschließend  zeigen  wir  auf,  wie  wir
Antisemitismus tatsächlich und nachhaltig bekämpfen können.

2. Was ist Antisemitismus?

Antisemitismus verstehen wir nicht als ein mystisches Schreckgespenst, das
durch  die  Köpfe  dummer*  Menschen  wabert,  sondern  als  eine  konkret
erklärbare besondere Form des Rassismus, die zu einer historisch singulären
K a t a s t r o p h e  f ü h r t e .  N a c h d e m  m i t  d e n  ü b e r s e e i s c h e n
Expansionsbestrebungen des europäischen Kapitalismus eine Legitimation
für die Verbrechen der Kolonialist_innen geschaffen werden musste, wurde
der  moderne  Rassismus  geboren:  Während im Zuge  der  Aufklärung  das



Konzept  von  allgemeinen  Menschenrechten  in  Europa  populär  wurde,
wurden  Herrschaftsansprüche  über  andere  Kontinente  durch  die  Idee
gerechtfertigt, zu einem „biologisch“ überlegenen „Herrenvolk“ zu gehören.
Auf  dieser  Grundlage  wurde  eine  pseudowissenschaftliche  Rassentheorie
konstruiert, aus der die europäischen Koloniasor_innen ein natürliches Recht
ableiteten, Menschen mit anderer Hautfarbe auszubeuten, zu versklaven und
zu  ermorden.  Rassismus  diente  und  dient  auch  heute  noch  also  als
ideologische Verkleidung für die Ziele imperialistischer Politik: Wo früher
das  „deutsche Volk“  für  „Lebensraum“ oder  einen „Platz  an der  Sonne“
kämpfte,  werden  heute  „westliche  Werte“  gegen  „andere  Kulturkreise“
verteidigt.  Antisemitismus  diente  zwar  nicht  der  Beherrschung  und
Kolonisation eines Gebietes aber fußt als eine Form des Rassismus auch auf
derselben  Konstruktion  des  „weißen  Herrenvolkes“.  Dessen  innere
„Gesundheit“  werde  durch  die  Jüdinnen  und  Juden  als  „Parasitenvolk“
gefährdet, indem eine „internationale jüdische Finanzmacht“ die „gesunden
Nationalstaaten“  unterwandere.  Da  dies  ein  heimlich  stattfindender
geheimer  Prozess  sei,  der  nicht  aufzuhalten  ist  und  der  „Natur  des
Judentums“ entspreche, fordert der Antisemitismus in letzter Konsequenz
immer  die  „Befreiung  der  vergifteten  Völker“  durch  Auslöschung  des
Judentums.  Während  beispielsweise  der  Rassismus  gegenüber  People  of
Color  von einer  Art  kulturellen  Überlegenheit  der  „weißen Herrenrasse“
ausgeht,  um Überausbeutung und Versklavung zu rechtfertigen,  wird  im
Antisemitismus  von  einer  Bedrohung  der  „weißen  Herrenrasse“  durch
angebliche  „Weltherrschaftspläne  der  Jüdinnen und Juden“  ausgegangen.
Anti-jüdische  Pogrome,  Massenmord,  Vernichtungsphantasien  und
Verschwörungstheorien waren und sind die traurigen Konsequenzen dieser
Ideologie. Wie jedem Rassismus geht es auch dem Antisemitismus um die
Betonung der Differenz zwischen vermeintlichen „Rassen“ (oder „Ethnien“,
wie sie nach 1945 bezeichnet wurden). Jüdinnen und Juden werden dabei zu
„Fremden“ oder den „Anderen“. So wie es häufig in rassistischen Weltbildern
der Fall ist, wurden den Jüdinnen und Juden Eigenschaften angedichtet, die
immer  genau  das  Gegenteil  von  dem  darstellen,  wie  sich  „das  weiße
Herrenvolk“ gerne gesehen hätte. Wenn die Jüdinnen und Juden – also „die
Anderen“ – als gierig, hinterlistig, böse, feige, verweiblicht, heimatlos und
schwach dargestellt wurden, wollte man damit eigentlich sagen, dass man



selber  gerecht,  ehrlich,  gut,  männlich,  „heimattreu“,  loyal  und stark  sei.
Diese Gegenüberstellung ist im Antisemitismus sehr zentral, obwohl sich im
Laufe  der  Zeit  und  verschiedenen  Epochen  und  Ausprägungen  der
Feindschaft  gegenüber  Jüdinnen  und  Juden  verschiedene  Formen  von
Antisemitismus  herausgebildet  haben.  Besonders  wichtig  ist  es  hierbei
zwischen  dem  religiös  begründeten  mittelalterlichen  Antisemitismus  und
dem  rassistisch  begründeten  modernen  Antisemitismus,  wie  er  in
kapitalistischen Gesellschaften, wie auch dem Faschismus, aufzufinden ist, zu
unterscheiden.  Im  Folgenden  werden  wir  noch  viel  auf  die  Entstehung,
Ausprägung und Funktionsweise  des  modernen Antisemitismus  eingehen.
Kurz und knapp kann man aber an dieser Stelle bereits sagen, dass beim
Antisemitismus  durch  die  ökonomische  Krisenhaftigkeit  des  Kapitalismus
erzeugte soziale Ängste verschiedener Bevölkerungsgruppen auf Jüdinnen
und  Juden  als  Feindbilder  projeziert  und  mit  universalistischen
Verschwörungs- und Unterwanderungstheorien verknüpft werden. Hass auf
Jüdinnen und Juden entsteht also meistens dann, wenn der Kapitalismus das
Bedürfnis nach Aufstand und sozialer Veränderung in Teilen des Bürgertums
und den verarmten Massen hervorruft und antisemitische Stereotype diesen
Wunsch  nach  kollektivem  Aufbegehren  auf  Jüdinnen  und  Juden,  als  die
„eigentlichen  Strippenzieher  hinter  dem  System“,  ablenkt.  „Die  Juden“
fungieren dabei als ein einheitliches homogenes Kollektiv, was sämtlichen
wissenschaftlichen  Erkenntnissen  zuwider  läuft.  Denn  da  die  jüdische
Geschichte  vor  allem  eine  Geschichte  von  Vertreibungen,  Flucht  und
Umsiedlungen ist, haben sich in unterschiedlichsten Räumen auf der Welt
verschiedene Ausprägungen der jüdischen Religion und jüdischer Identität
gebildet. Ob Ashkenazim aus Europa, Sephardim aus Spanien, Mizrachim aus
dem muslimischen Raum, Jüdinnen und Juden aus den USA oder kleinere
Gemeinden aus Äthiopien und Indien, alle besitzen verschiedene Konzepte
ihrer  jüdischen  Identität,  eigene  Sprachen,  eigene  Kultur  und  eigene
Bräuche. Nur eine Minderheit der Jüdinnen und Juden auf der Welt lebt in
Israel.  Jegliche Theorien von einer gemeinsamen Abstammung,  ähnlichen
Genen oder einem über alle Grenzen und Zeiten hinweg zusammenhaltenden
„Weltjudentum“ sind eine mythische und zugleich rassistische Konstruktion.

3. Wie ist Antisemitismus entstanden?



Natürlich  können  wir  in  der  über  Jahrhunderte  hinweg  reichenden
Geschichte  des  Antisemitismus  hier  nicht  auf  jedes  historische  Detail
eingehen, weshalb die folgende Schilderung vielleicht ein wenig schematisch
wirkt.  Es  geht  uns  jedoch  darum,  mit  der  Methode  des  historischen
Materialismus  die  allgemeinen  sozio-ökonomischen  Entwicklungen  und
geschichtlichen Triebkräfte zu verstehen. Somit wollen wir Antisemitismus
als  ein  gesellschaftliches  Produkt  mitsamt  seiner  Produktions-  und
Reproduktionsbedingungen  erfassen.  In  diesem  Sinne  hat  der  jüdische
Trotzkist Abraham Leon, welcher 1944 in Auschwitz ermordet wurde, eine
sehr gute Studie verfasst, an deren Erkenntnissen wir uns stark orientiert
haben:  Trotz  vielfachen  Vertreibungen  und  Umsiedlungen  verhalfen
verhältnismäßig (!) sichere Lebensbedingungen dem Judentum der Antike zu
kultureller Blüte. Im europäischen Mittelalter wurden die Jüdinnen und Juden
jedoch  zunehmend  in  Berufszweige  wie  Handel,  Geldverleih  und
spezialisiertes  Handwerk  gedrängt.  Durch  die  Verbote  wichtige  Ämter
auszuüben, Waffen zu tragen, Land zu besitzen und Zünften anzugehören,
war der den Christ_innen als sündig geltende Geldverleih eine von wenigen
Tätigkeiten, die die Jüdinnen und Juden überhaupt ausführen durften. Der
sogenannte  mittelalterliche  Antisemitismus  wurde  im  Zuge  dessen  als
religiöse Ideologie gebraucht, um den sozialen Ausschluss der Jüdinnen und
Juden zu legitimieren. Hier entstanden erste Bilder von Jüdinnen und Juden
als den „Christusmördern“, den „Brunnenvergiftern“, „Kindermörder“, „den
geizigen  Wucherern“,  „Ritualmördern“  und  sonstige  bullshit-
Verschwörungstheorien – soviel zum Thema „jüdisch-christliches Abendland“.
Diese sozio-ökonomische Sonderstellung, in die die Jüdinnen und Juden im
feudalen Mittelalter gedrängt wurden, hat ihre Integration in die bestehende
Klassengesellschaft verhindert und gleichzeitig bewirkt, dass die jüdischen
Communities  relativ  isoliert  ihre  eigene  Sprache,  Kultur,  Religion  und
Siedlungsgebiete  behielten.  Gerade  in  wirtschaftlichen  Krisenperioden
wurden  blutige  Pogrome  gegen  die  jüdische  Bevölkerung  in  Europa
angestiftet.  Zu  massenhaften  Vertreibungen  oder  Massenmorden  kam es
jedoch eher selten, da das feudale Wirtschaftssystem auf die ökonomische
Funktion der jüdischen Bevölkerung angewiesen war. Die große Katastrophe
begann  mit  der  schleichenden  Auflösung  des  Feudalismus  und  seiner
Ablösung durch ein neues Wirtschaftssystem, den Kapitalismus. Denn indem



der Kapitalismus durch seine technologisch-industriellen Entwicklungen eine
neue  Klasse,  das  Bürgertum,  an  die  Macht  hievte,  lösten  sich  feudale
Strukturen  wie  der  Ständestaat,  die  Herrschaft  des  Adels  oder  die
Leibeigenschaft  nach  und  nach  auf.  Auch  die  sozio-ökonomische
Sonderstellung  der  jüdischen  Communities  wurde  somit  nach  und  nach
untergraben.  Während  sich  in  Westeuropa  der  Kapitalismus  blühend
entwickelte  und  die  jüdische  Bevölkerung  mehrheitlich  Teil  der
Arbeiter_innenklasse  oder  des  Bürgertums  werden  konnte,  verlief  die
Entwicklung des Kapitalismus in Osteuropa eher stockend. Die vielen Krisen
und die hohe Arbeitslosigkeit behinderten die Jüdinnen und Juden dabei, hier
einen neuen Platz im kapitalistischen System zu finden. Dieser Prozess ging
mit  einer  dramatischen  Verarmung  der  jüdischen  Communities  und
wachsendem Antisemitismus in Osteuropa einher. Infolgedessen flohen viele
Jüdinnen  und  Juden  nach  Westeuropa.  Doch  auch  hier  geriet  der
Kapitalismus insbesondere in den 30ern Jahren in eine tiefe Krise. Die neu
entstandene  faschistische  Bewegung  in  Deutschland  knüpfte  am
mittelalterlichen Stereotyp der „jüdischen Wucherer“ an und konstruierte die
Legende  vom  „jüdischen  Finanzkapital“.  Dieses  „böse  raffende  Kapital“
wurde dem „guten deutschen schaffenden Kapital“ gegenüber gestellt. So
war  es  den  Faschist_innen  möglich,  den  Frust  und  die  sozialen
Abstiegsängste, die kleine Unternehmen, Handwerker_innen, Selbstständige
und  Arbeiter_innen  im  Zuge  der  Wirtschaftskrise  erlebten,  von  den
Herrschenden abzulenken und auf die jüdische Bevölkerung zu richten. Die
konsequenteste  Gegnerin  des  Faschismus  –  die  internationale
Arbeiter_innenbewegung – wurde ebenfalls in das Konstrukt des „jüdischen
Feinds“  integriert.  Antisemitismus  und  Antikommunismus  eint  dabei  die
Vorstellung,  das Judentum und die revolutionäre Arbeiter_innenbewegung
seien eine gegen die „gesunden Völker“ gerichtete „jüdisch-bolschewistische
Weltverschwörung“, die die als natürlich gewachsen verstandene Ordnung
der Nationalstaaten auflösen und die „Volksgemeinschaften“ mit ihrem „Gift“
zersetzen will. Dem herrschenden Bürgertum kam dieses Feindbild im Zuge
der Verschärfung der Wirtschaftskrise und einer wachsenden revolutionären
Arbeiter_innenbewegung,  die  ihre  Macht  zu  bedrohen  schien,  ziemlich
gelegen. Der Antisemitismus diente somit seit jeher auch als wirksame Waffe
gegen den Marxismus. So wie die internen Probleme, dem „jüdischen inneren



Feind“ angelastet wurden, wurde dieser auch auf eine äußere Bedrohung,
den „jüdischen Bolschewismus“  projiziert.  Nach Hitlers  Machtübernahme
hatte der Antisemitismus nun die Funktion, verschiedene Klassen ideologisch
in  einer  Rasse  aufgehen  zu  lassen  und  somit  eine  „deutsche
Volksgemeinschaft“ zu konstruieren, die sich gegen den inneren und äußeren
„jüdischen Feind“ verteidigen müsse. Die schreckliche Konsequenz dessen
war der industrielle Massenmord an über 6 Millionen Jüdinnen und Juden.
Doch  auch  tausende  Jüdinnen  und  Juden  setzten  sich  gegen  den
Antisemitismus auf verschiedenste Weisen zur Wehr. Viele erkannten den
Zusammenhang von Antisemitismus und Kapitalismus und schlossen sich der
kommunistischen Arbeiter_innenbewegung an, um diesen zu überwinden. In
der Oktoberrevolution in Russland kämpften zum Beispiel tausende Jüdinnen
und Juden siegreich gegen das brutale und antisemitische Regime des Zaren.
Dies zeigt uns wie jüdische Arbeiter_innen in den Reihen der Bolschewiki für
die  Befreiung  von  Antisemitismus,  Ausbeutung  und  Krieg  gegen  den
Kapitalismus  kämpfen  konnten.  Die  darauffolgende  stalinistische
Degeneration der Sowjetunion hat jedoch den Antisemitismus wieder auf die
Tagesordnung geholt, um von inneren Widersprüchen abzulenken und gezielt
politische  Gegner_innen  auszuschalten.  Auch  zur  Verfolgung  von
Trotzkist_innen wurden antisemitische Stereotype neu aufgewärmt. Die lange
Geschichte des europäischen Antisemitismus ist leider auch heute trotz der
historischen Katastrophe der Shoa nicht beendet. Wenn gleich nicht mehr
offen  mit  dem Antisemitismus  hausiert  werden  darf,  tritt  er  heute  eher
verdeckt  auf.  Vor  allem  dort,  wo  nach  verkürzten  Lösungen  für  die
kapitalistische Krise gesucht wird, ohne den Kapitalismus als Ganzes infrage
stellen zu wollen. Besonders anfällig für verkürzte Kapitalismuskritiken sind
meistens die Teile der Gesellschaft, die im Allgemeinen vom Kapitalismus
profitieren  aber  in  Wirtschaftskrisen  vom  großen  Monopol-  und
Bankenkapital bedroht werden – also kleine Unternehmen, Selbstständige,
Handwerker_innen  und  Kleinbürger.  Doch  auch  in  Teilen  der
Arbeiter_innenbewegung kann der Antisemitismus durch Niederlagen ihrer
Führung  fußfassen.  Auch  heute  sind  wieder  Begriffe  wie  die  „jüdische
Zinslobby“ und die „dunkle jüdische Macht im internationalen Bankenwesen“
im Kontext der Auswirkungen der Wirtschaftskrise von 2008 von der Neuen
Rechten zu hören. So fordert Marie Le Pens „Ressemblement National“ einen



autoritäreren  Staaten,  der  sich  gegen  den  „gierigen  Finanzmarkt“
verteidigen  könne,  damit  die  „kosmopolitische  Wirtschafselite“  nicht  die
„natürliche Staatenordnung zersetze“. Auch in Deutschland gibt es Stimmen
die  verlauten,  dass  die  „jüdische Weltverschwörung“ die  „internationalen
Eliten“  kontrolliere  und  somit  eine  „Fremdbestimmung  Deutschlands“
anstreben. Auch der völkische Nationalismus der AfD mit seinem Bestreben
einen „ethnisch einheitlichen Volkskörper wiederherzustellen“ und seinem
Hass auf alles vermeintlich „Fremde“ wird sich in letzter Konsequenz auch
gegen Jüdinnen und Juden richten. Getarnt hinter ihrer Solidarität mit Israel
gehen bekannte Neonazis und Holocaustleugner in ihren Parteibüros ein und
aus.

4.  Ist  also  jede  verkürzte  Kapitalismuskritik  automatisch
antisemitisch?

Nein,  ist  sie  nicht.  Richtig  ist  jedoch,  dass  der  moderne Antisemitismus
meistens als eine verkürzte Kapitalismuskritik auftritt. Das haben wir bereits
historisch  an  der  nationalsozialistischen  Legende  vom  „guten  deutschen
schaffenden Kapital“ versus „böses jüdisches raffendes Kapital“ oder auch
aktuell  an den neu-rechten Verschwörungstheorien um den Unternehmer
Georges  Soros  aufgezeigt.  Jüdinnen  und  Juden  werden  hier  mit  der
abstrakten  Seite  des  Kapitalismus  identifiziert  und  für  seine  negativen
Folgen,  wie  Finanzkrisen  und  Kriege,  verantwortlich  gemacht.  Der
Kapitalismus  wird  dabei  nicht  in  seiner  Gänze  als  krisenproduzierendes
Ausbeutungsverhältnis  zwischen  gesellschaftlichen  Klassen  betrachtet,
sondern als ein grundsätzlich funktionierendes und gutes System. Obwohl im
aktuellen  Entwicklungsstadium  des  globalisierten  Kapitalismus
(Imperialismus  genannt)  die  tatsächliche  Warenproduktion  und  die
Finanzsphäre  untrennbar  miteinander  verflochten  sind,  versuchen
Antisemit_innen die  „Zins-  und Finanzwirtschaft“  analytisch  abzukoppeln.
Der Kapitalismus sei also ein funktionierendes System, wenn da nicht die
„gierigen jüdischen Banker_innen“ wären.  Dabei  projizieren sie  geläufige
Ansichten gegenüber der Finanzwelt, wie dass sie international, universal,
undurchschaubar sowie gierig sei und hinter jedem weltpolitischen Ereignis
die Strippen ziehe, auf die Jüdinnen und Juden. Jedoch ist nicht jede Kritik



und  jedes  Aufbegehren  gegen  das  kapitalistische  System,  automatisch
antisemitisch.  Einige  selbsternannte  „Linke“,  wie  die  sogenannten
„Antideutschen“, vertreten jedoch diese Ansicht. Ihrer Meinung nach sei jede
Form  von  sozialer  Organisierung  und  Protest  auf  der  Straße  etwas
Gefährliches,  da der  Großteil  der  Bevölkerung nicht  die  Komplexität  der
kapitalistischen Warengesellschaft durchschaue und deshalb immer zu einer
verkürzten  Kapitalismuskritik  (synonym  dazu  auch  regressive
Kapitalismuskritik,  personalisierte  Kapitalismuskritik  oder  struktureller
Antisemitismus) neige. Diese verkürzte Kapitalismuskritik richte sich ihrer
Meinung nach automatisch in letzter Konsequenz gegen Jüdinnen und Juden
und  führe  zu  antisemitischen  Vernichtungsphantasien.  Organisierter
Widerstand auf der Straße ist in ihren Augen kein Instrument zur Befreiung
sondern eine Gefahr. Leider macht es das kapitalistische System den Massen
tatsächlich schwer, seine Funktionsweise zu durchschauen, deshalb richten
spontane Proteste ihre Kritik meistens erst einmal gegen ein bestimmtes
Symptom,  eine  Person oder  eine  Institution  des  kapitalistischen Systems
ohne bereits das gesamte Kapitalverhältnis verstanden zu haben. Wenn man
die  Analyse  der  „Antideutschen“  teilt,  dann  wären  zum  Beispiel  solche
Bewegungen  wie  kollektive  Aktion  gegen  Massenentlassungen  oder
Lohnkürzungen in Betrieben, Proteste gegen den Kohlekonzern RWE, Anti-
Gipfelproteste, Antigentrifizierungsbewegungen wie „Deutsche Wohnen &Co.
enteignen“  oder  auch  Proteste  gegen  die  europäischen  Spardiktate  der
Trioka wie  zum Beispiel  „Blockupy“  der  pure Antisemitismus.  Es  stimmt
natürlich,  dass  nicht  einzelne  Konzerne  oder  Regierungsvertreter_innen
alleine  für  die  Auswirkungen  des  Kapitalismus  verantwortlich  gemacht
werden  können,  denn  auch  sie  sind  vom  strukturellen  Zwang  des
Kapitalismus  (=  Profit  erwirtschaften,  um  nicht  von  der  Konkurrenz
plattgemacht  zu  werden)  betroffen.  Und  es  stimmt  auch,  dass  diese
Bewegungen ihre Ziele letztlich nur umsetzen können, wenn sie die Wurzeln
der  Probleme,  gegen  die  sie  protestieren,  richtig  analysieren  und  im
kapitalistischen Ausbeutungszusammenhang suchen. Es ist aber total falsch
zu  glauben,  dass  nur  Menschen,  die  meinen  die  kapitalistische
Produktionsweise verstanden zu haben, ein Recht haben, auf die Straße zu
gehen!  Wir  als  Revolutionär_innen  müssen  uns  deshalb  in  solche
Bewegungen einmischen, intervenieren, damit sie nicht bei einer verkürzten



Kritik  stehen  bleiben,  und  eine  antikapitalistische  Perspektive  aufzeigen
(Antisemitismus ist dabei, sollt er auftreten, auf das Schärfste zu bekämpfen),
anstatt uns wie die „Antideutschen“ in der Unibibliothek zu verschanzen und
nur zu rumzukritisieren.

5. Wenn es heute noch viel Antisemitismus auf der Welt gibt, sind
dann der Staat Israel und seine nationale Ideologie des Zionismus die
Lösung des Problems?

Der Zionismus ist als eine politische Idee und Nationalbewegung entstanden,
um  das  Problem  des  modernen  Antisemitismus  zu  lösen.  Er  greift  das
antisemitische  Paradigma  auf,  dass  die  Jüdinnen  und  Juden  in  allen
bestehenden Staaten ein Fremdkörper seien. Daraus schlussfolgert er, dass
die  Jüdinnen  und  Juden  einen  eigenen  jüdischen  Nationalstaat  errichten
müssten.  Der  Zionismus  akzeptiert  somit  eine  antisemitische  Welt  als
Normalzustand und konnte deshalb zwar auf den Antisemitismus reagieren,
ihn aber nicht bekämpfen. Den Jüdinnen und Juden versprach er, sie von der
ewigen  Vertreibung  und  Verfolgung  zu  erlösen  und  ihnen  ein  sicheres
Zuhause zu bieten, das die Jüdinnen und Juden wieder selbst zum Subjekt
ihrer  Geschichte  werden  lässt.  Der  Kapitalismus,  der  den  modernen
Antisemitismus  selbst  erst  hervorgebracht  hat,  sorgte  durch  seine
internationale  Entwicklung  gleichzeitig  dafür,  dass  der  Zionismus  seine
Versprechen als Reaktion auf den Antisemitismus nie einlösen konnte. Denn
in einer Welt, welche Mitte des 20. Jahrhunderts durch den globalisierten
Kapitalismus bereits in Nationalstaaten eingeteilt war, können keine wirklich
unabhängigen neuen Nationalstaaten mehr entstehen. Ähnliches haben wir
auch  in  den  ehemaligen  europäischen  Kolonien  in  Afrika,  Asien  und
Südamerika gesehen. Sie können zwar formal politisch unabhängig sein, eine
eigene Regierung haben etc. aber werden immer wirtschaftlich von einem
stärkeren Staat abhängig sein. Auch die israelische Geschichte hat gezeigt,
dass  die  Entwicklung  dieses  Staates  nur  durch  die  abwechselnde
Unterstützung verschiedener Großmächte wie der Sowjetunion, Frankreich
oder den USA möglich war. Unabhängigkeit und Sicherheit sehen anders
aus,  denn  die  Unterstützung  durch  eine  wirtschaftliche  und  militärische
Großmacht ist dem israelischen Staat auch nur solange gesichert, bis kein



profitablerer Partner in der Region auftaucht. Erst recht in der aktuellen
Phase in der wir eine Verschärfung um den Kampf um die Neuaufteilung der
Welt  erleben  und  sich  neue  Bündnisse  bilden,  kann  ein  heute  noch
israelfreundlicher  Staat  schnell  bei  veränderten  internationalen
Kräfteverhältnissen  antisemitische  Züge  annehmen,  dafür  gibt  es  im
Kapitalismus keine Garantie. Ferner ist es eine Illusion zu glauben, dass die
Gründung eines neuen Nationalstaates,  der auf der Vertreibung der dort
ansässigen  Bevölkerung  –  den  Palästinenser_innen  –  beruht,  seinen
Bewohner_innen ein friedliches Leben garantieren könne. Natürlich haben
sich die Palästinenser_innen gegen ihre Vertreibung gewehrt und tun dies
auch heute noch, und zwar nicht weil sie so antisemitisch drauf sind und das
Leiden der geflohenen Jüdinnen und Juden nicht anerkennen, sondern weil
sich niemand gerne vertreiben lässt. Der israelische Staat muss sich also
immer bis an die Zähne bewaffnen, um weiter existieren zu können, weshalb
die israelische Gesellschaft selbst immer unter Militarismus und Unsicherheit
leidet. Auch deshalb wird sie immer von der militärischen Rückendeckung
einer  anderen  Großmacht  abhängig  sein,  welche  wiederum  dabei  ihre
eigenen Interessen verfolgt. Immer mehr Israelis haben keinen Bock mehr
auf Krieg, Militarisierung und ethno-nationalistischen Rechtsruck in ihrem
Geburtsland und zeihen dem ein Leben außerhalb ihres „Schutzraumes“ vor.
Seit einigen Jahren bereits wandern mehr Jüdinnen und Juden aus Israel aus,
als neue einwandern. Viele davon tun dies aus ökonomischen Gründen. Für
Israelis, die sich aus politischen Gründen nicht dem staatlich verordneten
Nationalismus unterordnen wollen, war eh schon lange klar, dass sie nicht in
einem „jüdischen Schutzraum“ leben. Linke Jüdinnen und Juden (wie von
Breaking  the  Silence,  Peace  Now,  Anarchists  against  the  wall,
Militärdienstverweiger_innen,  linke  Akademiker_innen,  Kommunist_innen
usw.), die sich gegen diese Zustände wehren, werden in Israel immer stärker
gesellschaftlich gebrandmarkt,  geächtet  und als  „Vaterlandsverräter“ und
„innere  Feinde“  beschimpft.  Während  also  immer  mehr  Israelis  ihrer
„nationalen Heimstelle“ den Rücken zukehren, werden in Deutschland aber
auch international immer mehr Stimmen laut, die Kritik an der israelischen
Politik durch den Vorwurf des Antisemitismus zu delegitimieren versuchen.
Wir finden es ziemlich verleumderisch zu behaupten, dass jede Kritik am
rassistischen Charakter der israelischen Politik, antisemitisch wäre und „dem



jüdischen Volk“ (was auch immer das sein soll; gemeint sind vermutlich alle
Jüdinnen und Juden auf der Welt) das Recht auf Selbstbestimmung nehmen
würde.  Einerseits  werden hier  alle  Jüdinnen und Juden der Welt  für  die
Interessen  des  israelischen  Staates  instrumentalisiert  und  andererseits
jüdische  Selbstbestimmung  auf  die  Solidarität  mit  Israel  begrenzt.
Dementgegen  sollte  vielmehr  die  Achtung  vor  der  Vielfalt  jüdischer
Identitäten und die analytische Trennschärfe von Judentum und israelischem
Staat die Grundlage für den Kampf gegen Antisemitismus darstellen. Dabei
he ißt  d ie  kommunis t i sche  Kr i t ik  am  Zion ismus ,  n icht  das
Selbstbestimmungsrecht der israelischen Arbeiter_innenklasse zu leugnen,
sondern es in Verbindung mit der freien und gleichberechtigten Entwicklung
der  Palästinenser_innen  einzufordern!  Denn  wie  Marx  schon  einmal
geschrieben hat:  „Ein Volk,  das ein anderes unterdrückt,  schmiedet  sich
selbst die Ketten“. Und das sieht man in Israel zum Beispiel daran, dass
Armut,  Wohnungsmangel,  Militarismus,  Lebenshaltungskosten  und
Arbeitsbelastung  massiv  steigen,  da  der  Staat  etliche  Millionen  in  die
Besatzung  der  palästinensischen  Gebiete  stecken  muss.  Sozialleistungen
werden gekürzt, um den Preis der Besatzung zahlen zu können. Israel ist
genauso  wie  jeder  andere  kapitalistische  Nationalstaat  eine
Klassengesellschaft, in der die Mehrheit die Arbeiter_innenklasse darstellt.
Auch  diese  wird  von  den  nationalen  Kapitalist_innen  unterdrückt  und
ausgebeutet.  Die  Unterdrückung  der  Palästinenser_innen  dient  den
Kapitalist_innen als Absatzmarkt, als Reservoir billiger Arbeitskraft und als
ideologisches  Band,  das  die  Klassengegensätze  in  Israel  durch  eine
ausländische  Bedrohung  verwischen  soll.  Zudem vollzieht  die  israelische
Regierung  einen  immer  stärker  werdenden  Rechtruck,  der  sich  in  einer
immer rassistischeren und aggressiveren Besatzungspolitik äußert. Israels
rechts-nationalistischer Premierminister Netanjahu scheut in seinem Kampf
gegen den „islamischen Terror“ dabei  auch nicht  davor zurück,  sich mit
offenen Antisemiten wie Victor Orban oder anderen Rechtspopulist_innen wie
Le Pen oder Trump zu verbünden. Netanjahu verzeiht den Neuen Rechten
bereitwillig  ihren  Antisemitismus,  solange  sie  wenigstens  überzeugte
Zionist_innen sind. Gleichzeitig geht er immer schärfer gegen die kritischen
Stimmen innerhalb und außerhalb Israels vor und forderte aus diesem Grund
zuletzt sogar die deutsche Regierung auf, ihre finanzielle Unterstützung an



das  jüdische  Museum  in  Ber l in  zu  beenden.  Die  deutschen
Bundesregierungen spielen sich seit Israels Staatsgründung 1948 als enge
Vertraute und Beschützer_innen jüdischen Lebens auf. Um sich nicht mit den
Problemen  der  Jüdinnen  und  Juden  in  Deutschland  und  historischen
Kontinuitäten aus dem Faschismus auseinandersetzen zu müssen, konnten
deutsche  Politiker_innen  immer  brav  auf  Israel  zeigen.  Was  uns  dabei
ideologisch als „Wahrnehmung einer historischen Verantwortung“ verkauft
wird,  diente  letztlich  dazu,  Deutschlands  schlechtes  Nazi-Image
aufzupolieren  und  einen  ökonomisch  und  militärisch  bedeutsamen
Verbündeten  in  einer  geostrategisch  wichtigen  Region  zu  haben.  Dass
Geldzahlungen und Waffenlieferungen als „Wiedergutmachung“ für über 6
millionenfachen Mord bezeichnet werden, ist für uns blanker Hohn! Wer das
eigentliche Versprechen des Zionismus nach einem sicheren Zuhause für
Jüdinnen und Juden einlösen will,  muss  eine  kommunistische  Alternative
aufbauen – ob in der Diaspora oder im Nahen Osten! Für die Jüdinnen und
Juden in Israel heißt das, gegen die Besatzung, gegen den kapitalistischen
Staat  und  für  die  Perspektive  eines  säkularen  multi-ethnischen
Arbeiter_innenstaates zu kämpfen,  in  dem jeder Mensch unabhängig von
seiner  Religion und Hautfarbe in  Frieden leben kann.  Dafür  müssen die
israelische und die palästinensische Arbeiter_innenklasse erkennen, dass sie
eigentlich dieselben Interessen und Ziele haben und dass sie nur die Ketten
des  Kapitalismus  und  Nationalismus  davon  trennen.  Die  Geschichte  hat
schon oft gezeigt,  dass nationale Gegensätze im gemeinsamen Kampf für
gleiche Ziele verschwinden können. Es wäre sogar rassistisch anzunehmen,
dass dies in Israel nicht funktionieren sollte.

6.  Aber  gibt  es  nicht  auch  Kritik  am  israelischen  Staat,  die
antisemitisch  ist?

Es stimmt,  dass  sich  hinter  Kritik  am israelischen Staat  manchmal  eine
antisemitische Motivation verbirgt.  Da nach der Shoa und der deutschen
Niederlage im Zweiten Weltkrieg offene Hetze gegen Jüdinnen und Juden
zum gesellschaftlichen Tabu geworden ist, versuchen einige Antisemit_innen
ihre rassistischen Einstellungen in primitiver Kritik am israelischen Staat zu
„tarnen“.  Die  israel ische  Besatzungspolit ik  gegenüber  den



Palästinenser_innen kommt ihnen da gerade recht, denn so versuchen sie
deren Brutalität als etwas explizit „Jüdisches“ darstellen. Dies sehen wir bei
faschistischen Neonazi-Organisationen und Parteien wie der NPD oder dem
„Dritten  Weg“,  die  in  Israel  das  „Zentrum der  zionistischen Netzwerke“
erkennen  wollen,  von  wo  aus  eine  „jüdische  Lobby“  ihre  dunklen
Machenschaften verübe. Israel tritt hier synonym an die Stelle „des Juden“ in
den klassischen antisemitischen Verschwörungstheorien. Auch im Islamismus
(und teilweise auch im arabischen Nationalismus) taucht häufig ein auf Israel
bezogener  Weltverschwörungs-Antisemitismus  auf,  der  wie  zum  Beispiel
beim  IS  auch  faschistische  Tendenzen  annimmt  und  dringend  bekämpft
werden muss.  In  vielen arabischen Ländern hat  sich der  Antisemitismus
heute zur Massenideologie entwickelt, die interne Widersprüche im Interesse
der herrschenden Klasse auf Israel  als einen „äußeren Feind“ lenkt.  Der
Islamismus ist in der Region jedoch auch erst als Folge von Kolonialismus
und imperialistischen Interventionen (siehe Afghanistan, Irak, Iran, Libanon,
…) und Niederlagen der lokalen linken Bewegungen entstanden. Auch die
Niederlagen der internationalen linken Kräfte trägt eine Mitschuld daran, da
sie es nicht geschafft haben, ihre Antikriegspositionen durchzusetzen. Für
die  regionale  Bevölkerung,  die  keinen  Bock  mehr  auf  ausländische
Militärinterventionen hatte, erschien der Islamismus als glaubhaftester und
konsequentester Widerstand dagegen. Der Islamismus ist also ein Produkt
der imperialistischen Interventionen in der Region und des Fehlens einer
kommunistischen emanzipatorischen Perspektive. Wer den Islamismus und
den damit einhergehenden Antisemitismus bekämpfen will,  muss also den
berechtigten Widerstand gegen Besatzung und Fremdherrschaft im Nahen
Osten  unterstützen,  eine  kommunistische  Perspektive  aufzeigen  und
antisemitische  Lügen  entlarven.  Antisemitische  Ideen  können  unter
Menschen, die in arabischen Staaten wohnen oder aus ihnen geflohen sind,
verbreitet  sein,  sind  aber  nichts  genuin  Arabisches  oder  Muslimisches
sondern  kommen  eigentlich  aus  Europa.  Auch  eine  häufig  biographisch
begründete  Gegnerschaft  zur  israelischen  Politik  ist  nicht  per  se
antisemitisch.  Ob Kritik  am israelischen Staat  oder  auch antizionistische
Positionen  antisemitisch  sind  oder  nicht,  lässt  sich  häufig  an  der
Stoßrichtung der Kritik erkennen. Wird der Staat Israel mit den Jüdinnen und
Juden im Allgemeinen gleichgesetzt  sprechen wir  von Antisemitismus.  Er



herrscht dann vor, wenn der Staat Israel als ein Ausdruck des verborgenen
Interesses der „jüdischen Macht“ gesehen wird oder mit der „Finanzlobby“ in
Verbindung gebracht wird. Antisemitisch ist auch die abstruse Vorstellung,
die  US-amerikanische  Außenpolitik  im  Nahen  Osten  werde  von  einer
jüdischen Lobby gesteuert.  Es  handelt  sich ebenfalls  um Antisemitismus,
wenn die Verbrechen der Nazis mit der Behauptung verharmlost werden,
dass der israelische Staat dieselben Methoden verwende. Der aktuell  bei
„Antideutschen“ und Rechtspopulisten im Trend liegende „3-D-Test“ erklärt
jedoch nahezu jede Kritik an israelischer Politik für Antisemitismus. Der von
einem  rechts-konservativen  israelischen  Likud-Abgeordneten  entwickelte
Test definiert den antisemitischen Gehalt von Kritik an israelischer Politik
anhand  der  3  Kategorien  Dämonisierung,  Doppelstandards  und
Delegitimierung (vgl. Natan Scharanski 2003). Demnach sei die auch in der
israelischen Linken gängige Bezeichnung Israels als Apartheitsstaat, seine
Entstehung als Kolonialismus und auch die Infragestellung seiner Form als
Nationalstaat  zutiefst  antisemitisch.  Ebenfalls  gilt  es  als  antisemitischer
Doppelstandard,  wenn  sich  Kritik  allein  auf  Israel  bezieht,  ohne  die
zehntausend Verbrechen anderer Staaten auf der Welt mit einzubeziehen.
Dass diese Antisemitismusdefinition von einem rechten israelischen Politiker
entwickelt  wurde,  ist  kein  Zufall.  Immer  aggressiver  verwendet  die
israelische Rechte dieses Antisemitismuskonzept als Kampfbegriff, mit dem
alle  Gegner_innen  ihrer  Politik  (ob  Israeli,  Palästinenser_in,  die  BDS-
Bewegung,  „Jewish Voice for  Peace“,  Menschenrechtsorganisationen oder
linke  Parteien  und  Organisationen)  als  Antisemit_innen  gebrandmarkt
werden. Anklang findet sie bei allen, die sich Vorteile von der aggressiven
Politik der israelischen Rechten und einer Bekämpfung ihrer Gegner_innen
versprechen, von Trump über die britischen Conservatives bis zur AfD. Ein
solcher Antisemitismusbegriff, der sich allein auf Kritik an Israel beschränkt
und  dabei  auch  noch  jede  berechtigte  Kritik  als  antisemitisch  definiert,
verkommt  zur  ideologischen  Waffe  einer  geopolitischen  Neuordnung  des
„Nahen  Ostens“  und  macht  sich  für  die  neue  Rechte  anschlussfähig.
Tatsächliche  Antisemit_innen  werden  nur  zu  einem  Puzzleteil  des
„antisemitischen Konsens“ und dadurch unsichtbar gemacht. Ebenso legt die
Behauptung,  wer  den  israelischen  Staat  kritisiere  meine  eigentlich  „die
Juden“ eine Gleichsetzung von Israel und Judentum nahe. Dies war und ist



wiederum das klassische Futter für antisemitische Verschwörungstheorien.
Ferner scheinen die Diskriminierungserfahrungen von Jüdinnen und Juden,
die nicht in Israel leben, sowieso kaum jemanden zu interessieren.

7.  Wie  analysieren  andere  Strömungen  der  Linken  das  Problem
Antisemitismus und wie wollen sie ihn bekämpfen?

Bei  unserer  Recherche ist  uns erst  einmal  aufgefallen,  dass  die  meisten
Strömungen innerhalb der deutschsprachigen Linken kein systematisches,
wissenschaftliches  und  historisches  Konzept  davon  haben,  was
Antisemitismus ist, wie er entstanden ist und wie man ihn bekämpfen kann.
Stalinistische  und  maoistische  Organisationen  zum  Beispiel  verstehen
Antisemitismus  (insofern  sie  ihn  überhaupt  thematisieren)  als  einen
sogenannten  „Nebenwiderspruch“.  Sie  erkennen  nicht  seine  dem
Kapitalismus  inhärenten  materiellen  Grundlagen  sondern  betrachten  ihn
lediglich als eine Manipulationsideologie der Herrschenden. Ihrer Ansicht
nach gibt es im Kapitalismus lediglich einen Hauptwiderspruch, nämlich die
Unversöhnlichkeit der Interessen von Kapitalist_innen und Arbeiter_innen.
Alle  anderen  Unterdrückungsformen  wie  Sexismus,  LGBTIA-Feindlichkeit
und Rassismus stellen untergeordnete Nebenwidersprüche dar und müssten
demnach nicht gesondert erwähnt oder gar bekämpft werden. Stalinist_innen
gehen folglich davon aus, dass sich das mit dem Antisemitismus schon von
selber  erledigt,  wenn  wir  nur  den  Hauptwiderspruch  aufgelöst  und  den
Kapitalismus  abgeschafft  haben.  Das  Beispiel  vom  ansteigenden
Antisemitismus in der Sowjetunion unter Stalin zeigt  uns,  wie gefährlich
diese falsche Analyse ist.  Wer sich hingegen ernsthafter mit dem Thema
Antisemitismus  beschäftigt,  sind  die  in  diesem  Text  schon  häufiger
erwähnten „Antideutschen“. An dieser Stelle wollen wir jedoch klar machen,
dass wir sogenannte „Antideutsche“, die die AfD als „einzige Stimme der
Restvernunft im deutschen Bundestag“ (Thomas Maul, Autor der Zeitungen
Jungle World und Bahamas) betrachten und imperialistische Kriegseinsätze
befürworten, nicht als Teil der Linken ansehen. Dennoch konnte sich der
Antisemitismusbegriff  der  „Antideutschen“  in  Teilen  des  antinationalen
Spektrums,  in  Teilen  der  Linkspartei  und  in  einigen  Antifa-Gruppen
etablieren. Der grundliegende Fehler in der Analyse der „Antideutschen“ ist,



dass  sie  kein  historisch-materialistisches  Verständnis  davon  haben,  wie
Antisemitismus  entstanden  ist  und  wie  er  funktioniert.  Es  ist  ihnen
demzufolge auch nicht  ganz klar,  was sie  dem Antisemitismus eigentlich
entgegnen können. Diese Hunde bellen zwar laut aber sie beißen nicht. Im
vorangegangenen Text haben wir versucht wissenschaftlich aufzuzeigen, wie
sich Kapitalismus und Antisemitismus gegenseitig bedingen und werden im
Folgenden  Wege  zu  seiner  Bekämpfung  vorschlagen.  Für  die
„Antideutschen“  ist  der  Antisemitismus  jedoch  bloß  ein  böses
Schreckgespenst,  ein  dunkler  irrationaler  Judenhass,  der  um den Globus
wabert und die Menschen willkürlich mit seinem Vernichtungswillen infiziert.
Insbesondere Deutsche und Menschen mit muslimischen Glauben seien dabei
quasi biologisch anfällig dafür,  antisemitisch zu sein. Anstatt seine sozio-
ökonomischen Grundlagen zu analysieren, mystifizieren und naturalisieren
„Antideutsche“ den Antisemitismus. In Anlehnung an Theodor W .Adornos
Theorie  des  „autoritären  Charakters“  haben  ihrer  Meinung  nach
Antisemitismus und der gesamte Faschismus kaum etwas mit materiellen
Verhältnissen und sozialen Strukturen zu tun sondern sind eine bloße Folge
eines falschen Bewusstseins, von Verblendung und mangelnder Bildung. Ihre
Antwort ist demzufolge Kritik und Aufklärung. Wir sind uns da nicht ganz
sicher,  ob  alle  Antisemit_innen  ihrer  Einladung  ins  Uniseminar  folgen
werden.  Neben der Tatsache,  dass „Antideutsche“ mit  ihrer sogenannten
„Ideologiekritik“  Antisemitismus  nie  werden aufhalten  können,  führt  ihre
falsche  Analyse  dazu,  dass  sie  sich  sogar  freiwillig  auf  die  Seite  des
Kapitalismus schlagen. Sie verteidigen ein Ausbeutungssystem, das selbst die
eigentliche Ursache für Antisemitismus darstellt. Nachdem der Faschismus
in Europa gewütet hat und die Sowjetunion degeneriert und dann zerfallen
ist,  war  für  diese  Strömung  klar,  dass  die  Arbeiter_innenklasse  keine
Befreiung mehr  bringen könne und der  Traum von einer  besseren  Welt
zerplatzt  sei.  Aus  diesem  Gefühl  der  Ohnmacht  und  der  Angst  eigene
Privilegien  zu  verlieren  schlussfolgern  sie,  dass  das  Maximum  an
gesellschaftlicher  Entwicklung  bereits  erreicht  sei:  Wenigstens  sind  wir
Hitler los, die Unibibliothek ist beheizt und der Nebenjob bei der Bildzeitung
ist sicher. Ihre Hingabe an den Kapitalismus führt auch dazu, dass sie jeden
organisierten Protest gegen dieses System verachten und als verkürzte und
damit antisemitische Kapitalismuskritik diffamieren. Sie gehen dabei von der



falschen Annahme aus, zwischen Faschismus und Kapitalismus existiere ein
Bruch,  der  es  erfordere,  die  als  „normal“  verstandene  „demokratische
kapitalistische  Zivilisation“  gegen  die  „Barbarei“  zu  verteidigen.  Dabei
erkennen sie nicht, dass die Barbarei ihre Ursachen letztlich im Kapitalismus
hat.  Faschismus  ist  für  sie  eine  Meinung und nicht  die  totalitärste  und
brutalste Form kapitalistischer Herrschaft, die nur verhindert werden kann,
wenn man den Kapitalismus gänzlich abschafft. In der Konsequenz führt ihre
Sympathie für den Kapitalismus dazu, dass sie imperialistische Kriege wie die
US-amerikanische Invasion des Iraks oder Buschs „war on terror“ füreine
super Sachen halten. Einige forderten vor kurzem sogar, man solle den Iran
bombardieren.  Den  israelischen  Staat  betrachten  sie  gemäß  dieses
Weltbildes als Schutzraum für Jüdinnen und Juden vor dem globalisierten
antisemitischen  Vernichtungswillen  und  als  Bastion  des  kapitalistischen
Fortschritts inmitten der „muslimischen Barbarei“. Hierzulande geht es den
„Antideutschen“ darum, sich bedingungslos und unkritisch mit diesem Staat
zu  solidarisieren  und  ihn  gegen  die  geheime  Weltverschwörung  der
Islamisten  im  Schulterschluss  mit  der  BDS-Bewegung  und  der
antiimperialistischen  Linken  in  den  Kommentarspalten  von  Facebook  zu
verteidigen.  Durch  ihre  Absage  an  Klassentheorie  und  marxistische
Geschichtsphi losophie  erkennen  s ie  auch  ke ine  in ternen
Klassenwidersprüche  im  israelischen  Staat  und  demzufolge  auch  keine
Perspektive für Emanzipation. Linke und antizionistische Jüdinnen und Juden
betrachten  sie  demzufolge  als  „Marionetten  der  Antisemiten“  und  als
„selbsthassende Juden“.  Wir  empfinden dies  als  einen sehr fragwürdigen
Paternalismus  und  finden  es  sehr  bedenklich,  wenn  Deutsche  wieder
anfangen zu definieren, wer hier die „wahren Juden“ sind. Indem sich die
meistens männlichen, weißen und aus gutverdienen Familien stammenden
„Antideutschen“ mit ihren „wahren Juden“ identifizieren, versuchen sie die
potentielle  Schuld  ihrer  Nazi-Großeltern  abzuwehren.  Ähnlich  wie  es
Antisemit_innen  in  umgedrehter  Weise  tun,  abstrahieren  auch  die
„Antideutschen“ vom konkreten Dasein  „realer“  Jüdinnen und Juden und
machen sie Projektionsfläche für ihre eigenen Widersprüche. Ihrem Unwillen
und ihrer Unkenntnis darüber, wie die materiellen Verhältnisse denen der
Antisemitismus entspringt bekämpft werden können, tun sie damit genüge,
dass es tausende Kilometer entfernt ja einen israelischen Staat gibt, der für



sie den „Kampf gegen Antisemitismus“ mit deutschen Waffen ausfechtet. Ihre
deutschen Blitzkriegphantasieen projizieren sie so auf israelische Merkava-
Panzer und deutsche Atom-U-Boote. Ihr nicht enden wollender Eifer in der
Bekämpfung von pro-palästinensischer Solidarität und israelischen Linken,
ihre grundlegend positive Haltung gegenüber dem Kapitalismus und ihre
Unterstützung  der  militärischen  und  ökonomischen  Interventionen  der
Bundesregierung  und  der  Trump-Administration  in  „Nahost“  lassen  die
sogenannten „Antideutschen“ als letztlich ziemlich deutsch erscheinen. Auch
in ihrem Engagement gegen die „Islamisierung“ und ihrem antimuslimischen
Rassismus  stehen sie  der  AfD wenig  nach.  Die  grundlegend notwendige
Absicht, ein zweites Auschwitz für immer verhindern zu wollen, gerät durch
einen vollkommen ahistorischen, mystifizierten und auf Solidarität mit einem
kapitalistischen Nationalstaat verengten Antisemitismusbegriff weit in den
Hintergrund.

8. Wie können wir Antisemitismus bekämpfen?

Mit Analysen wie dieser hier, mit Aufklärungsprogrammen, kritischen Blogs,
persönlichen Diskussionen und Bildungsarbeit ist schon einiges getan, um
mehr  Bewusstsein,  Wissen  und  Awareness  gegenüber  Antisemitismus  in
unserer  Gesellschaft  zu  schaffen.  Wie  dieser  Text  aber  gezeigt  hat,  ist
Antisemitismus nicht ausschließlich ein Problem des falschen Weltbildes oder
mangelnder Reflexion. Wir haben erläutert, wie Antisemitismus immer ein
Produkt  von  sozialen  Strukturen,  die  sich  aus  Veränderungen  in  der
ökonomischen  Grundbeschaffenheit  einer  Gesellschaft  ergeben,  ist.  Der
moderne  Antisemitismus  ist  ein  Produkt  der  kapitalistischen
Produktionsweise.  Radikal  gegen  Antisemitismus  zu  sein,  bedeutet  auch
radikal antikapitalistisch zu sein, denn radikal heißt,  das Problem an der
Wurzel  anzupacken.  Während  in  Zeiten  des  wirtschaftlichen  Wachstums
Antisemitismus eher selten offen zu Tage tritt, zeigt er seine wahre Fratze in
Krisenperioden.  Denn  wenn  die  Profite  global  einbrechen,  steigt  die
Konkurrenz  zwischen  den  einzelnen  nationalen  Kapitalfraktionen
untereinander. Doch wenn kapitalistische Nationalstaaten nach außen hin
aggressiver agieren wollen, müssen sie nach innen härter durchgreifen und
die Bevölkerung auf einen Feind einschwören. In diesen Situationen können



dann Rechte mit ihrer rassistischen Hetze, antikommunistischen Drohungen
und antisemitischen Verschwörungstheorien aus ihren Löchern kriechen und
sich  im  politischen  Diskurs  breit  machen.  Das  Kleinbürgertum  und
desillusionierte Arbeiter_innen werden von den kapitalistischen Krisen am
härtesten getroffen und werden von sozialen Ängsten angetrieben. Wenn es
dann  kein  Programm  gibt,  das  diesen  Menschen  eine  radikale,
antikapitalistische,  kommunistische  Alternative  aufzeigt,  werden  sie  zu
verkürzten  und  mitunter  antisemitischen  Erklärungen  für  ihre  eigene
beschissene  Lebenssituation  greifen  und  einen  Sündenbock  suchen.  Die
aktue l l e  Zunahme  von  ant i semi t i schen  Gewal t ta ten  und
verschwörungstheoretischem  Blödsinn  ist  auch  eine  Reaktion  auf  die
Wirtschaftskrise 2007/2008 und den damit einhergehenden Rechtsruck in
vielen Ländern auf der Welt. Wichtigster Punkt auf der Agenda der neuen
Rechten ist der Hass auf Geflüchtete und den Islam. Parteien wie die AfD
haben deshalb große Sympathien für  den israelischen Staat,  den sie  als
westliche  Bastion  gegen  den  Islamismus  betrachten.  In  diesem  Sinne
versuchen sie sich nun als „einzige Schutzmacht jüdischen Lebens“ (Weidel
2017)  öffentlich  darzustellen.  Doch  Antisemitismus  interessiert  die
Rechtspopulist_innen  nur,  wenn er  von  Muslimen kommt und  die  vielen
Antisemit_innen  und  Holocaust-Relativierungen  in  ihren  eigenen  Reihen
werden  gekonnt  ignoriert.  Wie  sich  der  Hass  auf  Migrant_innen  und
Antisemitismus  in  einem  nächsten  Schritt  verbinden  können  zeigen  die
Verschwörungstheorien über Goerge Soros, dem als Unternehmer jüdischer
Herkunft die Steuerung und Finanzierung der Migrationsströme nach Europa
vorgeworfen wird. Unterstützung findet diese antisemitische Theorie nicht
nur  in  der  ungarischen  Regierung  sondern  auch  in  Teilen  der
österreichischen FPÖ, der britischen UKIP, der italienischen Lega Nord, der
deutschen AfD und der US-amerikanischen Republikaner. Wenn wir heute
gegen Antisemitismus kämpfen, müssen wir uns deshalb zu aller erst dem
Rechtsruck  entgegenstellen.  Und  damit  sind  nicht  nur  die  AfD  und  die
Identitären  gemeint  sondern  auch  die  staatliche  Abschiebepolitik  und
Aufrüstungsrhetorik  (Merkel:  „Deutschland  muss  wieder  mehr
Verantwortung  übernehmen.“)  steht  für  einen  wachsenden  deutschen
Nationalismus. Antisemitismus zu bekämpfen bedeutet hier vor Ort also auch
dem Nationalismus seine Grundlage zu entziehen und das deutsche Kapital



als  unseren  größten  Feind  zu  betrachten.  Dafür  brauchen  wir  ein
antikapitalistisches Programm, das uns Jugendlichen einen Weg aufzeigt, wie
wir  unseren  Kampf  gegen  Rassismus,  Rechtsruck  und  Nationalismus  zu
einem  Kampf  für  eine  befreite  Gesellschaft  ausweiten  können.  Um  die
kapitalistische Produktionsweise durch eine neue ersetzen zu können, gilt es
dabei die Arbeiter_innenklasse für unsere Ziele zu gewinnen, denn diese sitzt
durch  ihre  ökonomische  Stellung  dort,  wo  es  den  Kapitalist_innen  am
meisten weh tut. Antisemitischen Vorurteilen und Stereotypen müssen wir
dabei, wo immer sie uns begegnen, auf schärfste entgegenarbeiten. Denn der
Kampf  gegen  Antisemitismus  ist  wie  der  Kampf  gegen  jegliche  andere
Unterdrückungsformen wie Sexismus, Rassismus und LGBTIA-Feindlichkeit
ein  notwendiger  und  integraler  Bestandteil  des  Kampfes  gegen  den
Kapitalismus  als  Ganzes.  Wenn  wir  uns  nicht  gegen  Antisemitismus
organisieren,  werden wir  den Kapitalismus  nicht  abschaffen  können und
andersherum wird Antisemitismus immer weiter existieren, solange ihn die
kapitalistische Produktionsweise anfeuert. Im Rahmen dessen müssen wir im
Hier und Jetzt Forderungen aufstellen, die Antisemitismus entgegenwirken
und die  Widersprüche  mit  dem Kapitalismus  zuspitzen.  Dazu  gehört  die
Verteidigung des Rechts auf die freie Ausübung von Religion und Kultur.
Ebenso müssen wir das Recht auf Schutz gegenüber Angriffen auf jüdische
Einrichtungen  und  Privatpersonen  einfordern  und  antirassistische
Selbstverteidigungsstrukturen  organisieren.  Trotzdem  müssen  wir  dafür
sorgen,  dass  auch  Fluchtwege  stets  offen  bleiben,  damit  Menschen,  die
flüchten  müssen,  woanders  Schutz  finden  können.  Die  Forderung  nach
offenen Grenzen ist deshalb zentral im Kampf gegen Antisemitismus und eine
wichtige  Antwort  auf  die  Fragen,  die  globale  Migrationsströme  heute
aufwerfen.  Wie  wir  schon  gezeigt  haben,  kann  jedoch  auch  kein
kapitalistischer  Nationalstaat  vollständigen  Schutz  gegenüber
Antisemitismus gewähren (auch nicht der Nationalstaat Israel), weshalb wir
diese Forderung immer mit der Perspektive der Aufhebung von Kapitalismus
und Nationalstaatlichkeit verbinden müssen. In Israel müssen wir deshalb für
die Beendigung der Besatzung, das Rückkehrrecht aller Geflüchteter und
eine  kommunistische  Lösung  des  israelisch-palästinensischen  Konfliktes
eintreten, damit die dort ansässige Bevölkerung Ruhe und Frieden finden
kann. Lasst uns den rechten Pseudokämpfen gegen Antisemitismus – ob von



AfD oder „Antideutschen“ – eine revolutionäre antikapitalistische Perspektive
auf der Grundlage einer marxistischen Analyse entgegensetzen, damit sich
die Shoa niemals wiederholt!

Diskutieren  geht  nicht!
Veranstaltungsreihe  zum
Antisemitismus wird bekämpft –
Rede  und  Versammlungsrecht
verteidigen!
Rechte  Kräfte  in  verschiedenen  deutschen  Städten  versuchen  eine
Veranstaltung  der  Gruppe  Arbeiter_innenmacht  mit  aller  Kraft  zu
unterbinden. Ihr Ziel ist es, eine materialistische Analyse von antisemitischer
Ideologie zu verhindern. REVOLUTION verteidigt das Recht auf Rede- und
Versammlungsfreiheit  und  solidarisiert  sich  mit  der  Gruppe
Arbeiter_innenmacht in ihrem Kampf gegen Antisemitismus und Rechtsruck!
Wir teilen deshalb im Folgenden das Statement der Genoss_innen, in dem sie
länger auf den Vorfall eingehen:

 

Stellungnahme der Gruppe ArbeiterInnenmacht, 3. November 2019:

Zu den wenigen „guten“ Traditionen der „Linken“ in Deutschland gehört die
gemeinsame  Nutzung  von  Veranstaltungsräumen  in  einer  Stadt.  Trotz
mancher  ideologischer  und  methodischer  Differenzen  versuchen
Organisationen,  diese  Räume  gemeinsam  zu  nutzen  und  auch  diese  zu
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erhalten. So geben sich bei vielen Veranstaltungsräumen Gruppierungen die
Klinke  in  die  Hand,  die  sonst  kaum gegenseitig  solidarisch  wären.  Das
gehörte  hierzulande  lange  zur  Normalität,  gewissermaßen  auch  eine
„demokratische“  Errungenschaft.

Seit mehreren Jahren sind jedoch linke, antiimperialistische und palästina-
solidarische  Gruppierungen  mit  Versuchen  sog.  „antideutscher
Gruppierungen“ konfrontiert, dass Veranstaltungen verhindert werden, die
ihrer pro-imperialistischen Haltung zum „Nahostkonflikt“ nicht entsprechen.

Zur  Zeit  trifft  dies  auch  unsere  Organisation.  Im  Rahmen  der
Veranstaltungsreihe „Antisemitismus – eine marxistische Analyse“ wollen wir
in mehreren Städten die Ausgabe 51 des „Revolutionärer Marxismus“, des
theoretischen Journals der Gruppe ArbeiterInnenmacht,  vorstellen.  Dieses
Vorhaben wird zur Zeit in jeder Stadt torpediert und diffamiert, wo wir eine
materialistische Kritik des Antisemitismus zur Diskussion stellen wollen. So
wurden zuletzt unsere geplanten Veranstaltungen in Berlin (Mehringhof) und
in Stuttgart (Falkenbüro) abgesagt.

So begründete das Falkenbüro die Absage damit,  dass die „antideutsche
Szene“ Druck ausgeübt habe, dem nachzugeben es sich gezwungen sah. Der
Mehringhof  möchte  dieses  „konfliktbehaftete“  Thema  nicht  in  seinen
Räumlichkeiten diskutiert haben. So argumentiert zumindest die Mehrheit
der dortigen Projekte und/oder Organisationen.

In  Dresden  mobilisiert  die  antideutsche  Szene  unter  anderem auch  mit
Drohungen  gegen  den  dortigen  kurdischen  Verein  und  hat  eine
Demonstration  gegen  unsere  Veranstaltung  ankündigt.

Auch außerhalb der Veranstaltungsreihe nehmen diese politischen Angriffe
zu.  So  soll  in  den  kommenden  Wochen  eine  Veranstaltung  über  den
sogenannten „linken Antisemitismus“ in Kassel  stattfinden,  womit  sie  die
Nichtanerkennung der zionistischen Besatzungspolitik in Palästina meinen.
Hier soll die pseudowissenschaftliche Gleichsetzung von Antisemitismus und
Antizionismus  am  Beispiel  der  kommunistischen  Jugendorganisation
REVOLUTION und dem Friedensratschlag in Kassel konstruiert werden. In

http://arbeiterinnenmacht.de/revolutionaerer-marxismus/revolutionaerer-marxismus-51/


Frankfurt  am Main  soll  es  eine  ähnliche  Veranstaltung  am Beispiel  des
aufgelösten und von staatlicher Repression betroffenen Jugendwiderstands
geben.

Es war uns durchaus klar, dass dieses Thema polarisiert. Deswegen haben
wir ja auch diesen Artikel veröffentlicht, um eben eine marxistische Analyse
des  Antisemitismus  herzuleiten,  seine  rassistisch  verkürzte
Kapitalismus„kritik“ offenzulegen, welche Klassenbasis ihm zugrunde liegt
und  wie  dieser  von  der  ArbeiterInnenbewegung  bekämpft  werden  kann.
Ebenfalls  haben wir  im Artikel  dargelegt,  warum „Israelkritik“  nicht  mit
Antisemitismus gleichzusetzen ist.  So ist  auch Antizionismus (sofern sich
dahinter  kein  Antisemitismus  versteckt)  für  jede/n  internationalistische/n
Aktive/n zu verteidigen, da wir den Zionismus als eine nationalistische und
reaktionäre Ideologie ablehnen. Wir differenzieren in dem Artikel zwischen
Antisemitismus als Kernelement jeder reaktionären rassistischen Ideologie
(wie er gerade auch wieder in und um den rechten Terror in Halle deutlich
geworden ist) und einer notwendigen linken Kritik am Staat Israel und seiner
Rolle im neokolonialen System des Nahen Ostens. Wir lehnen gerade die
Identifizierung jüdischer Menschen weltweit mit der Politik dieses Staates
grundlegend  ab,  ja  halten  diese  Ineinssetzung  selbst  für  zutiefst
antisemitisch.  An  diesem  Punkt  sind  dann  alle  „antideutschen,
ideologiekritischen“  Szenen  und  Gruppierungen  alarmiert.  Sie  fürchten
Widerspruch zu ihrer Definition von Antisemitismus, die sich mit der der
Bundesregierung deckt, wie auch ihre „Israelsolidarität“ mit der israelischen
Rechten von uns abgelehnt wird.

Wir halten es ebenso für ein demokratisches Recht, diese linke Kritik zu
veröffentlichen  und  auch  dies  öffentlich  zu  vertreten  wie  auch  konträre
Positionen in der „Linken“ zu diskutieren. Wenn dies nun in Frage gestellt
wird, ist es die Aufgabe der ganzen „Linken“, sich dazu zu verhalten. Wir
rufen Gruppierungen, Netzwerke und Strömungen auf, das Recht auf „freie
Meinungsäußerung“ gerade auch in „linken Räumlichkeiten“ zu verteidigen.

Dass wir BDS Berlin und das Palästinakomitee Stuttgart eingeladen haben,
wird ebenfalls als Vorwand benutzt, um gegen unsere Veranstaltungen zu
hetzen.  Wir  verteidigen das  Recht  der  palästina-solidarischen Bewegung,



öffentlich zu sprechen und gegen den demagogischen und verleumderischen
„Antisemitismus-Vorwurf“  Stellung  zu  beziehen.  Wir  halten  es  für  ein
demokratisches Recht der Palästina-Solidarität, der migrantischen und anti-
imperialistischen Organisationen, sich gegen diesen Vorwurf zu verteidigen
und mit uns zum Thema zu sprechen.

Auch  außerhalb  dieser  Veranstaltungen  nehmen  solche  gezielten
bürokratischen  Angriffe  zu.  Dafür  haben  wir  mit  anderen  linken
Organisationen  im Juni  den  gemeinsamen Aufruf  „Antizionismus  ist  kein
Antisemitismus“ gestartet. Wir rufen alle Linken auf, diesen gemeinsamen
Aufruf zu unterzeichnen und künftig solche bürokratischen Manöver nicht
unbeantwortet  zu  lassen.  Ein  gemeinsamer  Widerstand gegen diese  darf
nicht nur dabei stehenbleiben, sondern braucht auch eine klare Perspektive,
wie  wir  gegen  den  erstarkenden  Antisemitismus  ankämpfen  wollen  und
müssen.

Für uns zeigt dies erneut, dass der Kampf gegen den Antizionismus, den der
deutsche Imperialismus samt seiner „antideutschen“ ErfüllungsgehilfInnen
führt, dem notwendigen Kampf gegen den Antisemitismus in Zeiten eines
gesellschaftlichen  Rechtsrucks  praktisch  im  Wege  steht.  In  Zeiten
antisemitischer Anschläge, wie dem kürzlich in Halle, offenbart sich diese
politische Agenda zunehmend als reaktionär.

Wir müssen inzwischen davon ausgehen, dass nicht nur alles versucht wird,
dass wir keine Räume bekommen, sondern auch die Veranstaltungen gestört
werden und es zu Übergriffen kommen kann. Dies ist sicherlich beschämend
für die „Linke“ insgesamt, zeigt aber deutlich, dass die antideutsche Szene
einen  staatstragenden,  pro-imperialistischen  und  reaktionären  Charakter
trägt.

Wir wollen gerade bei „konfliktbehafteten Themen“ die Diskussion führen,
sehen  darin  die  Möglichkeit,  politische  Differenzen  zu  überwinden:
Diskussion statt Verbot wäre unsere Losung. Wir hoffen auf die Solidarität
der  internationalistischen  Linken,  damit  wir  unsere  Veranstaltungen
durchführen  können  –  ohne  Störungen  und  ohne  Gewalt.
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Kontaktiert  uns,  wenn Ihr  Interesse  habt,  das  Thema in  Eurer  Stadt  zu
diskutieren  wie  auch,  wenn  Ihr  unsere  Veranstaltungen  besuchen  und
schützen wollt!

Schließlich halten wir es für notwendig, dass nicht einfach pauschal über
unseren angeblichen „Antisemitismus“ Verleumdungen verbreitet und darauf
aufbauend Verbote ausgesprochen werden, sondern vielleicht erstmal unsere
Thesen zu lesen: Denn gerne sind wir bereit, auch darüber zu diskutieren
(http://arbeiterinnenmacht.de/2019/09/12/antisemitismus-zionismus-und-die-f
rage-der-juedischen-nation/). Lasst uns also nicht nur mit diesen staatstreuen
RassistInnen herumschlagen, sondern gemeinsam für eine Welt kämpfen, in
der Antisemitismus keinen Nährboden haben kann!

Daher  laden  wir  auch  noch  einmal  zur  Teilnahmen  an  den  drei
Veranstaltungen  ein:

Berlin,  14.  November,  19.00  Uhr,  Spreefeld  Genossenschaft,  Wilhelmine-
Gemberg-Weg-14

Stuttgart, 16. November, 18.00 Uhr, Clara-Zetkin-Haus, Gorch-Fock-Straße
26

Dresden, 14. Dezember, 18.00 Uhr, Kurdischer Verein, Oschatzer Str. 26

Faschistischer Terror in Halle –
Kein Einzelfall!
von Christian Mayer und Lukas Müller

Am vergangenen Mittwoch, den 09.10.2019, griff  ein schwer bewaffneter
Nazi eine Synagoge in Halle/Saale (Sachsen-Anhalt) an. Dieses Datum war
kein Zufall: An diesem Tag feierten die Jüd_innen Yom Kippur, den höchsten
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jüdischen Feiertag. Zum Zeitpunkt des Angriffs befanden sich etwa 70 bis 80
Personen in der Synagoge. Glücklicher weiße, so muss man es formulieren,
hielt die Tür dem Beschuss stand und es gab kein Blutbad. Neben einigen
Schusswaffen  und  scharfer  Munition  hatte  der  Nazi  auch  vier  Kilo
Sprengstoff in seinem Auto geladen und zudem eine Kampfmontur aus einem
Stahlhelm, einer schusssicheren Weste sowie einer Art „Uniform“.

Mögliche Ziele

In seinem wirren „Manifest“ was sich über drei Seiten erstreckt, schreibt der
Angreifer,  dass  er  mehrere  Ziele  im  Visier  hatte.  Zunächst,  so  sein
ursprünglicher Plan, wollte er ein linkes Zentrum angreifen. Warum er dies
nicht in die Tat umsetzte, ist unklar. Weiter schreibt er, er wollte stattdessen
eine Moschee angreifen, da Muslime in seinen Worten „schlimmer sein“ als
Linke. Am Ende entschied er sich allerdings aus seinem antisemitischen Hass
heraus, eine Synagoge anzugreifen. Als Vorbild diente ihm hierbei offenbar
der  Terroranschlag  eines  Faschisten  vor  ein  paar  Monaten  im
neuseeländischen  Christchurch,  der  in  zwei  Moscheen  insgesamt  51
Menschen  brutal  ermordete.

Nachdem  sein  Angriff  auf  die  Synagoge,  bei  dem  er  neben  einigen
antisemitischen  Ausfällen  auch  den  Holocaust  leugnete,  gescheitert  war,
flüchtete  er  in  Richtung  seines  Autos.  Unterwegs  ermordete  er  beim
jüdischen Friedhof noch eine Frau, die dort zufällig unterwegs war. Als Motiv
kann man „Hass auf  Frauen“ durchaus in  Betracht  ziehen,  da er  neben
Jüd_Innen, Muslim_Innen und Linken auch den Feminismus als Ursache allen
Übels in der Welt sah. Als er auf seiner Flucht quer durch Halle noch an
einem Dönerladen vorbeikam, stieg er aus seinem Auto aus, stürmte auf den
Laden zu und ermordete dort  willkürlich einen 20-Jährigen.  Nach kurzer
Flucht mit seinem Auto wurde er anschließend etwa 15 Kilometer weiter von
einem SEK verhaftet.

Faschistische Netzwerke

Dass  Nazis  mordend  durch  die  BRD ziehen  ist  eigentlich  nichts  Neues.
Spätestens seit dem Ende des sogenannten „NSU“ vor acht Jahren wissen



wir,  dass  Nazis  unbehelligt  Menschen  töten  können,  ohne  dass  der
bürgerliche Staat etwas dagegen unternimmt. Im Gegenteil: Gerade der NSU
hat  sehr  deutlich  gezeigt,  wie  perfekt  das  Zusammenspiel  von
Geheimdiensten wie dem Verfassungsschutz und Nazis funktioniert. So war
bei einem der NSU-Morde in einem Internetcafe in Kassel auch ein V-Mann
anwesend,  der  von  diesem  Mord  aber  nichts  gewusst  haben  wollte.
Besondere Brisanz erhielt das Verfahren, als „plötzlich“ ehemalige V-Männer
und Kronzeugen im NSU-Prozess  starben und Akten,  die  möglicherweise
brisantes Informationsmaterial enthielten, „ausversehen“ im Aktenvernichter
landeten und geschreddert wurden.

Auch andere Nazi-Terrorgruppen können in aller Seelenruhe ihre tödlichen
Pläne  aushecken  und  Anschläge  vorbereiten.  Man braucht  dabei  nur  an
Gruppen wie „Revolution Chemnitz“ oder an „Nordkreuz“ zu denken. Dass
diese Gruppen Todeslisten von ihren politischen Gegner_Innen erstellen und
austauschen, sowie Material zur „Leichenbeseitigung“ erwerben, zeigt, dass
die faschistischen Terrornetzwerke auf wirklich alles vorbereitet sind. Längst
ist dabei auch klar geworden, dass solche Gruppen und Personen nicht nur
schwer bewaffnet und maximal gewaltbereit sind, sondern dazu auch noch
bestens  vernetzt  und  auf  große  Unterstützernetzwerke  zurückgreifen
können. Die von staatlicher Seite viel beschworene „Einzeltäterthese“ und
die vielen „Einzelfälle“,  sind der Versuch das Ausmaß der faschistischen
Netzwerke,  wie  die  Verstrickung  staatlicher  Behörden  in  diese,  zu
vertuschen.

Rechtsruck

Was wir bei solchen Anschlägen sehen, ist letztlich nur der radikalste und
extremste Ausdruck des gesamtgesellschaftlichen Rechtsrucks. Vor allem der
AfD kommt hier eine entscheidende Rolle zu. Diese Partei ist es, die durch ihr
Erstarken und ihre  Polarisierung den gesellschaftlichen Diskurs  und alle
anderen Parteien nach rechts vor sich hertreibt. Diese Partei bereitet den
ideologischen Boden für Terroranschläge wie in Halle oder in Kassel  am
dortigen  Regierungspräsidenten.  Durch  die  massive  Hetze  gegen
Migrant_Innen,  Refugees,  PoC’s,  die  LGBTTIQA-Community  und  ihre
Unterstützer_Innen, ermutigt die AfD Leute wie Stefan Ernst, Stephan Baille



und andere Nazis, zur Tat zu schreiten und ihre mörderischen Phantasien
umzusetzen. Nicht zuletzt ihrem faschistischen Vordenker Bernd Höcke vom
rechtsextremen  „Flügel“  und  seinem  Gefolge  in  den  Parlamenten  wie
Andreas Kalbitz ist es zu verdanken, dass sich faschistische Kräfte wie etwa
Freie Kameradschaften, Autonome Nationalisten oder auch die Nazi-Hipster
der Identitären wie auch die verwirrten Pegida-Naziomas und -opas zu dieser
Partei hingezogen fühlen.

Widerstand und Selbstschutz

Was wir gegen den Rechtsruck im Allgemeinen und gegen faschistischen
Terror im Besonderen brauchen, ist eine bundesweit gut vernetzte und lokal
verankerte  Bündnisstruktur  aus  allen  linken  Organisationen  und
Organisationen  der  Arbeiter_Innenklasse.  Unabhängig  von  inhaltlichen
Differenzen  muss  eine  solche  Einheitsfront  gemeinsam  und  massenhaft
Widerstand  auf  allen  Ebenen  organisieren,  auch  durch  militante
Selbstverteidigungsstrukturen. Auf den Staat und seine Behörden, wie Polizei
oder  Verfassungsschutz,  ist  dabei  kein  Verlass.  Im Gegenteil,  diese  sind
selbst von faschistischen Netzwerken durchzogen.

Kampf dem Rassismus und Antisemitismus auf allen Ebenen!

Für massenhafte gemeinsame Aktionen der gesamten Linken und der
Arbeiter_Innenbewegung!

Kein Vertrauen in staatliche Behörden! Zerschlagt die faschistischen
Netzwerke selbst und organisiert militante Selbstschutzstrukturen!


